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Heinz Brahm, Hans-Hermann Höhmann und Christian Meier

Sowjetische Politik heute
Probleme und Alternativen *)

I. Probleme der sowjetischen Innenpolitik

Das Entstehen einer neuen Ideologie

60 Jahre nach der russischen Revolution, 25 
Jahre nach dem Tode Stalins und 13 Jahre 
nach dem Sturz Chruschtschows ist die So-
wjetunion weit entfernt von den ursprünglich 
egalitären Vorstellungen eines Lenin, weit 
auch entfernt vom Massenterror der dreißiger 
Jahre und schließlich auch entfernt von der 
zeitweiligen Aufbruchstimmung unter Chru-
schtschow. Die UdSSR hat sich von Etappe zu 
Etappe in eine Richtung entwickelt, die von 
keinem der Parteiführer vorausgesehen oder 
gewollt war. Die Geschichte der UdSSR ist ein 
Schulbeispiel dafür, wie eine Ideologie unter 
dem Druck gesellschaftlicher Kräfte und äu-
ßerer Faktoren aus der vorherbestimmten 
Bahn herausgetragen wird.

Charakteristisch für die Sowjetunion von 
heute ist die Ideologiemüdigkeit. Aus vielen 
Indizien, Be

1

richten und Klagen ergibt sich, daß 
der Marxismus-Leninismus nicht mehr auf 
fruchtbaren Boden fällt. Sacharow glaubte, 
schon von einem Absterben der offiziellen 
Ideologie sprechen zu können ). Solscheni-
zyn hat die sowjetische Führung aufgefordert, 
den Marxismus-Leninismus preiszugeben, da 
dieser nur noch eine überflüssige Theater-
säule sei. Man mag dies für Übertreibungen 
der Dissidenten halten. Aber auch der ZK-Se- 
kretär Demitschew hat schon vor Jahren ein-
geräumt, daß sich in der Jugend Nihilismus 
und Nörgelei ausbreiteten 2). Stand die Jugend 
in den ersten Jahren und Jahrzehnten nach der 
Oktoberrevolution in großer Mehrheit hinter 
den Kommunisten, so ist der Kommunismus 
heute mehr eine Sache der Älteren geworden. 
Angesichts des steigenden Informationsbedürf-

1) Andrej Sacharov, O strane i mire, New York 
1976, S. XV.
2) Alexander Solschenizyn, Die Eiche und das Kalb, 
Darmstadt 1975, S. 118. 

nisses der sowjetischen Jugend sind die offi-
ziellen Erklärungen zum Phänomen des Stali-
nismus, zur wirtschaftlichen Überlegenheit des 
Westens, zur Entstehung des Maoismus und 
des Eurokommunismus geradezu simpel, kaum 
noch akzeptabel.

Die Erosion der sowjetischen Ideologie be-
deutet allerdings nicht, daß die Fundamente 
der UdSSR erschüttert seien. Der Marxismus- 
Leninismus hat lediglich an Zugkraft verloren, 
aber er behält natürlich seinen Rechtferti-
gungscharakter. Am Beispiel der italienischen 
Kommunisten kann man ablesen, wie lange es 
dauert, bis sich Bewußtseinsänderungen 
auch in der Praxis niederschlagen. Für die so-
wjetische Führung ist der ideologische Glau-
bensverlust gegenwärtig durchaus nicht be-
drohlich, weil in das Vakuum ein kräftiger So-
wjetpatriotismus, eine Begeisterungsfähigkeit 
für die Technik und nicht zuletzt ein starkes 
Konsumentendenken nachgewachsen sind. Vor 
allem die Großrussen werden sich, wenn schon 
nicht mit der KPdSU, so doch mit ihrem Staat 
identifizieren. Man hat den Eindruck, daß ne-
ben dem Mythos der Oktoberrevolution ein 
neuer Mythos an Bedeutung gewonnen hat, ein 
Mythos der militärischen Stärke, der auf den 
Siegen des Zweiten Weltkrieges basiert. Das 
einst so mächtige und gefürchtete Deutschland 
konnte geschlagen werden, Frankreich und 
England büßten ihre alte Weltstellung ein. 
Während alle Kolonialreiche zerfielen, konnte 
die Sowjetunion ein Imperium begründen, die 
sogenannte sozialistische Gemeinschaft. Poli-
tisch wie militärisch ist die Sowjetunion eine 
Supermacht, die nur noch die USA als über-
legen oder ebenbürtig anerkennen muß.

Wachsender Lebensstandard 
und konservative Grundhaltung

Auch wirtschaftlich, so suggeriert die sowje-
tische Propaganda ihrer Bevölkerung, sei die 
UdSSR in einem unaufhaltsamen Aufstieg be-



griffen. Da man in Moskau in der Regel keine 
konkreten Vergleichsmöglichkeiten mit west-
lichen Ländern hat, werden die Erfolgsmel-
dungen, der Sowjetwirtschaft mehr oder we-
niger geglaubt. Für den einfachen Sowjetbür-
ger ist es ein Grund zur Zufriedenheit oder 
sogar zum Stolz, wenn er hört, daß sein Land 
keine Krisen, keine Inflation und keine Ar-
beitslosen kennt, und daß die Sowjetunion 
heute bereits der größte Produzent von Erdöl, 
Kohle und Stahl ist. Er mißt die Effektivität der 
Wirtschaft vor allem am eigenen Lebensstan-
dard, der unverkennbar, wenn auch langsam 
wächst. Die Durchschnittsgröße der Wohnun-
gen war Ende der fünfziger Jahre 42 qm. Sie 
erhöhte sich 1975 auf 49 qm3). Fernsehappa-
rate, Waschmaschinen und Kühlschränke sind 
für den Sowjetbürger schon keine unerreich-
baren Ziele mehr. Allerdings sind die Güter 
des gehobenen Bedarfs erheblich teurer als in 
den westlichen Staaten. Für einen Anzug muß 
ein Moskauer Arbeiter 106 Stunden, für eine 
Waschmaschine 432 Stunden arbeiten4). Stö-
rend werden allerdings die Knappheit an hoch-
wertigen Waren und die Umständlichkeit des 
Einkaufs empfunden. Die sowjetische Hausfrau 
muß täglich zwei bis drei Stunden für den Ein-
kauf opfern.

3) Sowjetunion 1976/77, hrsg. vom Bundesinstitut 
für ostwissenschaftliche und internationale Studien 
Köln, München 1977, S. 172.
4) U.S. News & World Report, 24. 10. 1977, S. 53.

Die breite Masse der Bevölkerung scheint sich 
mit ihrer gegenwärtigen Lage durchaus abge-
funden zu haben. Sie läßt jedenfalls wenig 
Neigung erkennen, offen gegen die Mißstände 
im Land zu opponieren. Der Kommunismus 
in der Sowjetunion ist ein nationales Gewächs, 
das nicht von außen eingeführt worden ist wie 
in der DDR, in Polen oder Ungarn. Er hat da-
her im Land auch tiefere Wurzeln geschlagen 
als in den genannten sozialistischen Ländern. 
Das steht nicht im Gegensatz zu der Annahme, 
daß der Marxismus-Leninismus seine Gewalt 
über die Bevölkerung zu verlieren beginnt.

Die Bevölkerung ist von Kindesbeinen an zum 
Stillhalten und zum Konformismus erzogen; sie 
ist konservativ und nationalbewußt. Wir wis-
sen, welche Überwindung es selbst einen Sa-
charow oder einen Solschenizyn gekostet hat, 
bis sie sich mit ihren Problemen an die Welt-
öffentlichkeit wandten. Zudem aber wirkt auch 
heute noch die Schreckstarre der Stalinzeit 
nach. Es ist noch nicht vergessen, wie die Vä-
ter und Großväter der heutigen Generation li-

quidiert worden sind. Das gegenwärtige kom-
munistische Regime hat subtilere Methoden, 
um die Bevölkerung bei der Stange zu halten. 
Durch Ermahnungen, Drohungen und Entzug 
von Privilegien können Widerspenstige in der 
Regel schon diszipliniert werden. Die wenig-
sten dürften bereit sein, nach Jahren schlimm-
ster Entbehrungen wegen einiger unvorsich-
tiger Äußerungen den beginnenden Lebens-
standard aufs Spiel zu setzen. Die sowjetischen 
Intellektuellen, die die politische Rückständig-
keit des Landes am ehesten kennen dürften, 
sind vergleichsweise privilegiert und scheinen 
davon auszugehen, daß die Zeit noch nicht reif 
ist für offene Kritik.

Die Dissidenten

Es bedarf schon eines ungewöhnlichen Mutes, 
wenn einzelne Sowjetbürger es dennoch wa-
gen, dem kommunistischen Regime entgegen-
zutreten. Es war daher sensationell, daß sich 
seit Anfang der sechziger Jahre die bis dahin 
kahle politische Bühne in der Sowjetunion 
plötzlich mit unterschiedlichen Gruppen von 
Nonkonformisten, Regimekritikern und Rebel-
len belebte. Noch überraschender war, daß 
viele dieser Dissidenten weder durch Lagerhaft 
noch durch Einweisungen in psychiatrische 
Kliniken zum Schweigen gebracht werden 
konnten. Im engeren Sinne versteht man unter 
Dissidenten vor allem die Reformkommuni-
sten, die in Roy Medwedjew ihren Sprecher 
gefunden haben, die Liberalen, als deren be-
kanntester Repräsentant Andrej Sacharow gel-
ten kann, und schließlich die Christlich-Natio-
nalen mit Solschenizyn als Zentralfigur. Allen 
diesen oppositionellen Kräften war und ist der 
Wunsch nach mehr Rechtsstaatlichkeit und 
nach mehr Demokratisierung gemeinsam. In 
jüngster Zeit haben sich die Dissidenten vor 
allem in den sogenannten Helsinki-Komitees 
zusammengeschlossen, die sich den Schutz der 
Menschenrechte zum Ziel gesetzt haben.

Sehr groß ist die Zahl derer, die offen und 
kompromißlos gegen die Mißstände in der So-
wjetunion zu Felde gezogen sind, nie gewe-
sen. In den vergangenen Jahren dürften schät-
zungsweise 1 000—2 000 aktive Menschen-
rechtskämpfer in Erscheinung getreten sein. 
Der Widerstand der Dissidentengruppen ist 
jedoch in letzter Zeit merklich schwächer ge-
worden. Die sowjetischen Behörden haben 
viele Dissidenten ausreisen lassen, andere ab-
geschoben oder inhaftiert. Nur noch wenige 
Regimekritiker befinden sich heute auf freiem



Fuß. Wie weit man aber auch den Spielraum 
für oppositionelles Denken wieder einengen 
wird, es darf als sicher gelten, daß über kurz 
oder lang eine neue Generation von Dissiden-
ten heranwachsen wird.

Das Potential nonkonformen Verhaltens

Sieht man von den Dissidenten ab, so ist das 
Potential nonkonformen Verhaltens und kri-
tischen Denkens in der Sowjetunion allerdings 
noch immer groß, in Zukunft vielleicht sogar 
brisant. Den gefährlichsten Nährboden für op-
positionelle Strömungen bildet ohne Frage das 
Nationalitätenproblem. Die Großrussen dürf-
ten heute nur noch die Hälfte der sowjetischen 
Bevölkerung ausmachen, halten allerdings die 
politischen Schlüsselstellungen in Moskau. 
Auf das politische und kulturelle Übergewicht 
der Russen reagieren die größeren und tradi-
tionsreichen Nationalitäten mit einem pronon- 
cierten Nationalgefühl. Die Ukrainer kämpfen 
schon seit Jahrzehnten um ihre nationale Iden-
tität. Tausende von Krimtataren haben in Pe-
titionen die Rückkehr in ihre angestammte 
Heimat verlangt. Viele Sowjetjuden fühlen 
sich diskriminiert. Die baltischen und kau-
kasischen Völker betonen, sofern sich nur die 
Gelegenheit bietet, ihre Eigenständigkeit. Die 
Sowjetunion ist noch weniger als die USA ein 
Schmelztiegel der Völker. Es gibt westliche 
Beobachter, die die Spannungen unter den Na-
tionalitäten für das größte Problem Moskaus 
in den kommenden Jahren halten.

Ungeachtet der massiven atheistischen Pro-
paganda hat sich die Religion in der Sowjet-
union behaupten können. Unter Intellektuellen 
ist die Hinwendung zur Religion keine Selten-
heit mehr. Man denke etwa an Swetlana Alli-
lujewa, die Tochter Stalins, an Solschenizyn, 
Maximow oder Sinjawski. Auch in der Ju-
gend wächst das Interesse an Religion, aller-
dings auch an Spiritismus und Mystizismus. 
Die orthodoxe Kirche hat zwar den Ausgleich 
mit der Staatsmacht vollzogen, aber nicht alle 
Gläubigen billigen diesen Schritt. Verfolgt 
werden auch heute noch jene religiösen Ge-
meinschaften, die sich nicht anpassen wollen: 
die Baptisten, Katholiken, Pfingstler, Buddhi-
sten.

Neben den Nationalitäten und den Religions-
gemeinschaften ist die Intelligenz die dritte 
kritische Gruppe. Zugleich bietet sie auf lange 
Sicht auch die Hoffnung auf eine langsame 
Reform in der Sowjetunion. Für die breite 

Masse der sowjetischen Bevölkerung mag die 
geistige Freiheit noch nicht so ausschlagge-
bend sein, für die Intellektuellen ist sie unab-
dingbar. Viele Sowjetwissenschaftler sind 
schon längst aus dem engen Dogmatismus her-
ausgewachsen. Sie haben mehr Daten und 
Fakten zur Verfügung als der Prawda-Leser, 
sie sind sich daher auch am ehesten bewußt, 
in welcher Unwissenheit die breite Bevölke-
rung lebt. Gegenwärtig hat man in Moskau 
allerdings das Heft noch fest in der Hand. Die 
KPdSU mit ihren 16 Millionen Mitgliedern hat 
ein dichtes Netz der Kontrolle über das ganze 
Land gebreitet und ist mit dem KGB und den 
Streitkräften nach wie vor eine einschüch-
ternde Macht. Der KGB, dem die heimlichen 
Verschiebungen im Lande, in den Nationa-
litäten, in der Intelligenz und in der Jugend 
kaum entgangen sein dürften, greift nur in 
solchen Fällen ein, wo eine bestimmte Grenze 
der Unbotmäßigkeit überschritten wird. Die 
Streitkräfte sind genauso wie der KGB der 
politischen Führung untergeordnet. Sie kön-
nen keine eigenständige Politik betreiben. 
Wohl können sie als Interessengruppe be-
stimmte Ziele verfolgen und sich die Zustim-
mung zum politischen Kurs der Partei durch 
finanzielle Zuwendungen an den Rüstungs- 
und Militärsektor honorieren lassen.

Der engste Kreis der Macht

Die eigentlichen Grundsatzentscheidungen 
sind den Politikern Vorbehalten, einem kleinen 
Kreis von etwa drei Dutzend Männern. Diese 
kleine Führungsmannschaft hat in der Ägide 
Breshnews größten Wert auf Geschlossenheit 
und Stabilität gelegt. Seit 1964 befinden sich 
Breshnew als Parteiführer und Kossygin als 
Ministerpräsident in ihren Ämtern. Erst in den 
letzten Jahren hat es in der Parteispitze grö-
ßere Verschiebungen gegeben, als deren letzte 
der Abgang Podgornys als Staatsoberhaupt 
gelten muß. Generalsekretär L. Breshnew be-
saß und besitzt eine solche Autorität, daß seine 
Position offensichtlich nie ernsthaft in Gefahr 
war. Er ist eine Integrationsfigur für die ver-
schiedensten Gruppen in der Partei.

Obwohl der jetzt 71jährige Breshnew offen-
sichtlich nicht in bester gesundheitlicher Ver-
fassung ist, scheint man bislang jedenfalls ein 
großes Interesse daran zu haben, ihn so lange 
wie nur möglich in seinen Ämtern zu halten, 
ja man traute ihm im letzten Jahr sogar noch 
die Übernahme des höchsten Staatsamtes zu. 
Es drängt sich geradezu der Eindruck auf, daß 



es der KPdSU schwerfällt, einen vollwertigen 
Ersatz für den alternden Generalsekretär zu 
finden.
Unabhängig davon, ob und wie ernst Breshnew 
erkrankt ist, muß man damit rechnen, daß die 
Ära Breshnew zu Ende geht. Breshnew wird 
in diesem Jahr 72 Jahre, A. Kossygin ist 74, 
M. Suslow 75 und A. Pelsche sogar 79 Jahre. 
Noch nie in der Geschichte der KPdSU hat es 
eine solche Überalterung in der Parteiführung 
gegeben. Das Durchschnittsalter im 13köpfigen 
Politbüro beläuft sich auf 68 Jahre. Es hat so-
gar den Anschein, daß man jüngere Politbüro-
mitglieder bewußt aus dem engsten Kreis der 
Macht verdrängt hat. So kann verhältnismäßig 
bald der Fall eintreten, daß infolge von Tod 
und Krankheit die politische Führung der So-
wjetunion zu großen Teilen ausgewechselt 
werden muß.

Alternativen zum gegenwärtigen Kurs

Da die gegenwärtige Parteiführung sich in den 
letzten Jahren nicht durch eine große Inno-
vationsbereitschaft ausgezeichnet hat, könn-
ten die künftigen Politiker versuchen, einige 
Probleme, die man jetzt auf die lange Bank 
geschoben hat, neu anzupacken. Vor allem in 
der Innenpolitik könnten neue Wege gesucht 
werden. In der Außenpolitik wäre ein Kurs-
wechsel wahrscheinlich riskanter. Man kann 
sich angesichts der angestrengten Wirtschafts-
lage nicht auf ein endloses Wettrüsten mit den 
USA einlassen. Drei Problemkreise dürften den 
sowjetischen Politikern großes Kopfzerbrechen 
bereiten:

1. Die Wirtschaft. Von der sowjetischen Be-
völkerung kaum erkannt, von der Führung 
aber immer deutlicher gesehen, ist die Sowjet-
union an die Grenzen ihres extensiven wirt-
schaftlichen Wachstums gestoßen.
2. Die Außenpolitik. Die Ergebnisse der De-
tente werden in bestimmten Kreisen der So-
wjetunion heute wohl mit einiger Sorge be-
obachtet.
3. Der internationale Kommunismus. Moskau 
weiß nur noch wenige kommunistische Par-
teien hinter sich. Die zentrifugalen Kräfte im 
Weltkommunismus konnten nicht gebremst 
werden. Der Eurokommunismus erwies sich als 
die größte Herausforderung der KPdSU in den 
jüngsten Jahren.

Die Nachfolge Breshnews

Es läßt sich kaum voraussagen, wer der Nach-
folger oder — falls es zu einer kollektiven 
Führung kommen sollte — die Nachfolger 
Breshnews sein wird bzw. sein werden. Theo-
retisch wären vier Linien denkbar, die nach 
dem Abgang Breshnews verfolgt würden:

1. Der Kurs der Verhärtung. Angesichts der 
schleichenden Aufweichungserscheinungen in 
der Sowjetunion und in den vorgelagerten ost-
europäischen Staaten könnten bestimmte Krei-
se daran interessiert sein, den von Moskau 
kontrollierten Machtbereich zu redisziplinie- 
ren und stärker gegen alle westlichen Ein-
flüsse zu sichern. Eine solche Politik würde 
wahrscheinlich die Kooperation mit dem We-
sten beeinträchtigen, zu einem verstärkten 
Wettrüsten führen, für die sowjetische Wirt-
schaft nur nachteilig sein.
2. Die zweite Variante bestünde in einer Ver-
härtung der sowjetischen Innenpolitik bei 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung der gegen-
wärtigen Außenpolitik.
3. Die dritte Alternative zum Breshnew-Kurs 
wäre ein kühner Sprung vorwärts. Sie würde 
eine wachsende Auflockerung in der Innen-
politik bedeuten, den Ausgleich mit dem Euro-
kommunismus, Duldung eines nationalen 
Wegs in Osteuropa. Mit einer solchen Politik 
würde die Sowjetunion international an Anse-
hen gewinnen. Diese Alternative hat aller-
dings keine große Wahrscheinlichkeit.

4. Die vierte Linie, die die Erben Breshnews 
einnehmen könnten, läge im Status quo, der 
allerdings einige Kurskorrekturen nicht auszu-
schließen braucht. Aus wirtschaftlichen Grün-
den wäre ein Festhalten an der Detente für die 
Sowjetunion am vorteilhaftesten. Das gegen-
wärtige ZK und auch das Politbüro wird von 
Anhängern Breshnews bzw. A. Kirilenkos do-
miniert. Daran wird sich ganz sicher im ZK 
nach dem Ausscheiden Breshnews nichts än-
dern, am ehesten könnte es zu einer langsamen 
Gewichtsverlagerung im Politbüro kommen. 
Angesichts der augenblicklichen Stärke von 
Breshnews Anhang scheint vieles für die Kon-
tinuität der Außenpolitik zu sprechen.

Nach einer ungeschriebenen Regel hatte in der 
Sowjetunion immer der ranghöchste Sekretär 
des ZK die besten Aussichten, Parteichef der 
KPdSU zu werden. Der ranghöchste Partei-



sekretär (nach Generalsekretär Breshnew) ist 
allerdings noch älter als Breshnew selbst: 
Suslow, der bald 76 Jahre wird. Er kommt also 
kaum ernsthaft für die Nachfolge in Frage. 
Kirilenko, der 3. ZK-Sekretär, ist 72 Jahre, 
hätte aber vielleicht noch Chancen, wenn 
Breshnew in Kürze die Zügel aus der Hand 
legte. An vierter Stelle in der Hierarchie der 
ZK-Sekretäre steht nach dem plötzlichen Tod 
des 60jährigen F. Kulakow im Juli 1978 Pono-
marjow, der im Januar nächsten Jahres 74 Jahre 
wird. Angesichts der Überalterung dieser Füh-
rungsmannschaft ist nicht auszuschließen, daß 
sich der Übergang zum neuen Parteichef nicht 

so geordnet vollzieht, wie es die KPdSU wün-
schen dürfte. Die Nachfolge Breshnews stellt 
somit die Führung der KPdSU vor eine Reihe 
von Problemen. Niemand dürfte imstande sein, 
Breshnew voll und ganz zu ersetzen. So 
scheint eine kollektive Führung die wahr-
scheinlichste Lösung zu sein. Nur eine starke 
Persönlichkeit an der Spitze der Partei würde 
jedoch maßgebende Einflüsse auf das Schick-
sal des Landes nehmen können. Die dringen-
den Probleme werden sicher nicht unmittelbar 
nach dem Ausscheiden Breshnews angepackt 
werden, sondern wahrscheinlich erst nach 
zehn oder zwanzig Jahren.

II. Lage und Entwicklungsperspektiven der sowjetischen Wirtschaft

Die sowjetische Wirtschaft 
im 10. Planjahrfünft (1976—1980)

Die wirtschaftliche Entwicklung der UdSSR 
in den Jahren 1976—1978 signalisiert ernsthaf-
te Wachstumsstörungen. Die gegenüber der 
Vergangenheit bereits reduzierten Wachs-
tumsziele des 10. Fünfjahresplans konnten in 
vielen Wirtschaftsbereichen nicht erfüllt wer-
den*). Dies gilt für das Nationaleinkommen 
insgesamt ebenso wie für die wichtigsten Po-
sitionen auf der Entstehungsseite (Industrie-
produktion, Agrarproduktion, Bau- und Ver-
kehrsleistungen), der Verwendungsseite (per-
sönlicher Verbrauch) und der Verteilungsseite 
(Löhne im staatlichen Sektor). Nimmt man 
den Jahresplan 1978 hinzu, so schwanken die 
Wachstumsraten des sowjetischen National-
einkommens in den fünf Jahren zwischen 1974 
und 1978 von 3,50/0 bis 5 ’/o. Ein so langsames 
Entwicklungstempo über eine mittelfristige 
Periode hinweg hatte die sowjetische Wirt-
schaft noch nicht zu verzeichnen.

6) L. I. Breshnew, Rechenschaftsbericht des Zentral-
komitees der Kommunistischen Partei der Sowjet-
union, XXV. Parteitag der KPdSU, Moskau 1966,
S. 62 ff.

Schwerwiegender als das Verfehlen einzelner 
Planziele ist, daß die Grundkonzeption des 
10. Fünfjahresplans aller Voraussicht nach

5 Vgl. H.-H. Höhmann/G. Seidenstecher, Halbzeit- 
bilanz des 10. Planjahrfünfts, Wachstumsgrenzen 
der sowjetischen Wirtschaft werden enger, in: Be-
richte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien. Köln 1978, Nr. 8. 

nicht verwirklicht werden kann. Diese Kon-
zeption bestand darin, bei starker Drosselung 
des Investitionswachstums rasche Produktivi-
tätssteigerungen zu erreichen und unter der 
Devise „Fünfjahresplan der Qualität und Effi-
zienz“ (Breshnew) den lange schon fälligen 
Übergang zu ein

6
em überwiegend intensiven 

Wachstumsprozeß zu vollziehen ). Tatsächlich 
blieb der extensive Charakter der wirtschaft-
lichen Entwicklung in stärkerem Ausmaß als 
geplant erhalten. Dies bedeutet, daß mehr Ka-
pital und Arbeit eingesetzt werden mußten als 
ursprünglich vorgesehen, um die entstandene 
Produktivitätslücke zu schließen. Dies gelang 
allerdings nur zum Teil.

Wachstumsgrenzen werden enger

Auf längere Sicht ist eine solche Politik nicht 
durchzuhalten, denn die traditionellen Wachs-
tumsfaktoren der extensiven Phase: Arbeit, 
Kapital und Natur werden zunehmend knap-
per. Die Knappheit der Arbeitskräfte vergrö-
ßert sich infolge einer Scherenentwicklung 
zwischen anhaltend hoher Nachfrage und dem 
im Wachstumstempo stark abgebremsten Ar-
beitsangebot (Rückgang der „klassischen“ Re-



serven ländlicher und in der Hauswirtschaft 
tätiger Bevölkerung, Verlängerung der Aus-
bildungszeit, Rückgang des Bevölkerungs-
wachstums und Verlagerung nach Sowjetmit-
telasien und in den Transkaukasus). Die 
Knappheit des Kapitals vergrößert sich auf-
grund der abnehmenden Wachstumsdynamik 
der Gesamtwirtschaft. So sah der 10. Fünf-
jahresplan eine Halbierung des Investitions-
wachstums vor. Andererseits bleibt der Ka-
pitalbedarf außerordentlich hoch (Ostverlage-
rung der Wirtschaft, Überalterung der betrieb-
lichen Ausrüstungen, aufwendige wirtschaft-
liche und soziale Infrastruktur, wachsende An-
sprüche des tertiären Sektors). Was schließ-
lich den Faktor Natur betrifft, so sind unge-
nutzte Böden kaum noch vorhanden, Rohstoffe 
und Energieträger werden knapper und teurer, 
Umwelt muß bewirtschaftet werden. Auch in 
der UdSSR ist ein Stand der wirtschaftlichen 
Entwicklung erreicht, der Umweltschutz (abge-
sehen von seiner Bedeutung für die Bevölke-
rung) mehr und mehr zur Voraussetzung von 
Produktionssteigerungen macht.

Im Zusammenhang mit dem Produktionsfaktor 
Natur müssen Ertragsschwäche und Ertrags-
labilität der sowjetischen Landwirtschaft er-
örtert werden 7). Diese sind auf eine Reihe von 
Ursachen zurückzuführen: Klimabedingungen, 
Bodenqualität, unzureichende Kapitalausstat-
tung, schwache Infrastruktur, begrenzte Ver-
arbeitungskapazitäten, starres Planungssy-
stem, nicht optimale Betriebsgrößen, Arbeits-
kräfteprobleme. Aus der Landwirtschaft kom-
men immer noch ca. 20 °/o des Nationaleinkom-
mens. Das macht diesen Wirtschaftszweig zur 
chronischen Wachstumsbremse für die Ge-
samtwirtschaft. Nur eine umfassende Förde-
rung der Landwirtschaft (Kapitalbildung, mate-
rielle Anreize, Qualifizierung der Arbeitskräf-
te, Elastizität der Planung und dgl.) könnte sie 
zum Wachstumsreservoir machen. Für eine 
solche Politik gibt es gegenwärtig keine An-
zeichen. Im Gegenteil: der Anteil der Land-
wirtschaft an den Investitionen geht wieder 
zurück. Vertrauen auf den Wettergott ist aber 
allenfalls vorübergehend Ausdruck einer ra-
tionalen Agrarpolitik.

Der Rückgang der Wachstumsrate wirft die 
Frage auf, ob dem Konsum- und Rüstungssek-
tor Mittel entzogen werden können, um das 
Wachstumstempo der Wirtschaft wieder zu 
beschleunigen. Dies ist nur sehr begrenzt mög-
lich. Die Hoffnungen, die die sowjetische Füh-
rung mit dem Konsumprogramm des 9. Fünf-
jahresplans geweckt hatte, der immer noch 
niedrige Lebensstandard, die Bedeutung des 
Konsums für die Verbesserung der Arbeitsmo-
tivation, das Einwirken von internationalen 
Demonstrationseffekten, die Lehren, die in Po-
len aus der Unzufriedenheit der Konsumenten 
gezogen werden mußten, all das läßt den 
Schluß zu: Wachstum des Konsums ist zuneh-
mend Bedingung für wirtschaftliche Entwick-
lung und politische Stabilität. Eine Vernachläs-
sigung des Verbrauchs zugunsten der Kapital-
bildung läßt sich heute kaum noch durchset-
zen. Eine nachhaltige Reduzierung der Rü-
stungsbelastung aus vorwiegend ökonomi-
schen Gründen ist auch im Falle ernsthafter 
Wachstumsschwierigkeiten nicht zu erwar-
ten8). Dazu ist der Wachstumseffekt einer 
Umleitung von Mitteln aus dem militärischen 
in den zivilen Sektor der Wirtschaft zu gering, 
sofern man nicht im Zuge einer umfassenden 
Abrüstung bereit wäre, die Verteidigungsfä-
higkeit der UdSSR ernsthaft in Frage zu stel-
len. Im Hinblick auf die Stellung der Sowjet-
union in der Weltpolitik ist es auch bei wirt-
schaftlichen Wachstumsschwierigkeiten sinn-
voller, durch eine starke Rüstung die Rolle 
der militärischen Großmacht zu sichern, als 
auf die begrenzten und ungewissen wirt-
schaftlichen Gewinne einer Abrüstung zu set-
zen.

7) Vgl. Jahresbericht Sowjetunion 1975/76, hrsg. 
vom Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und 
internationale Studien, München 1976, S. 115 f.

7) Vgl. zur Rüstungsbelastung der sowjetischen 
Wirtschaft: H. Bergendorf/P. Strangert, Projections
of Soviet Economic Growth and Defense Spending, 
in: Soviet Economy in an New Perspective, Joint 
Committee Print, Washington 1976, S. 394 ff.

Engpaß Produktivitätssteigerung

Angesichts der Engpässe bei den Faktoren Ar-
beit, Kapital und Natur hängt die Zukunft der 
sowjetischen Wirtschaft in der Tat von „Qua-
lität und Effizienz", d. h. von Produktivitäts-
steigerungen ab. Heute ist der Beitrag des 
Faktors Produktivität zum wirtschaftlichen 
Wachstum in der UdSSR verglichen mit west-
lichen Industrieländern gering. Aufgrund der 



derzeitigen. Wachstumsschwäche steht die so-
wjetische Führung vor der dringenden Auf-
gabe, die Bedeutung der Produktivität als 
Wachstumsfaktor nachhaltig zu verstärken. 
Vier Ansätze hierfür stehen zur Verfügung: 
Motivationsverbesserungen bei der Bevölke-
rung, technischer Fortschritt im Innern, Zu-
sammenarbeit mit westlichen Industrielän-
dern, umfassende Reformen des Planungssy-
stems. Keiner dieser Ansätze verspricht in 
absehbarer Zeit wirkliche Erfolge.

Die Motivation der Bevölkerung leidet unter 
der chronischen Frustration durch unbefriedi-
gende Versorgung 9). Dieser beeinträchtigt die 
stimulierende Wirkung des „Prinzips der ma-
teriellen Interessiertheit". Der Rückgriff auf 
„moralische Stimuli" (Propagierung ideologi-
scher Leitbilder, z. B. einer „sozialistischen Le-
bensweise“, Kampagnen der Partei und der 
Gewerkschaften und dgl.), wie er für die Ge-
genwart kennzeichnend ist, trifft auf ein unver-
kennbares Desinteresse der Bevölkerung, auf 
eine wachsende „Entideologisierung von un-
ten". Ein Wandel in der Arbeitsmotivation ist 
nicht zu erwarten.

10) Vgl. H.-H. Höhmann, UdSSR: Wirtschaftspolitik 
ohne Alternative, in: Außenpolitik, H. 1/1977,

S. 40 ff.

Im Bereich des technischen Fortschritts sind 
begrenzte Verbesserungen möglich. Doch ste-
hen raschen, strukturverändernden Wandlun-
gen immer noch Aufbau und Arbeitsweise des 
sowjetischen Planungssystems im Wege. Im-
mer noch gibt es organisatorische Barrieren 
zwischen Forschung, Entwicklung und Produk-
tion. Immer noch ist der Anreiz für die Be-
triebe, Produkt- und Prozeßinnovationen vor-
zunehmen, zu gering. Technische Neuerungen 
sind mit Risiken verbunden und können die 
Planerfüllung gefährden. Insgesamt dürfte die 
traditionelle Innovationsschwäche des sowje-
tischen Wirtschaftssystems im Prinzip beste-
hen bleiben. Beziehungen zu westlichen In-
dustrieländern bieten auch in Zukunft Mög-
lichkeiten, Angebotslücken zu schließen und 
der sowjetischen Wirtschaft moderne Techno-
logie zuzuführen. Das Wachstum der wirt-
schaftlichen Beziehungen zum Westen hat sich 
allerdings gegenüber der boomhaften Entwick-
lung in den frühen siebziger Jahren wieder 
verlangsamt, wenn sich auch im ersten Halb-

jahr 1978 die Importe aus westlichen Ländern 
wieder belebt haben. Gleichzeitig hat der Aus-
bau der Zusammenarbeit mit den RGW-Län-
dern Vorrang erhalten. Ursächlich für das ins-
gesamt immer noch gebremste Wachstum des 
West-Handels sind das sowjetische Bestre-
ben, bestehende Ungleichgewichte angesichts 
wachsender Verschuldung und anhaltender 
Exportschwäche abzubauen — und möglicher-
weise auch die Einsicht in den zwar vor-
handenen aber doch begrenzten Wert west-
licher Technologie- und Ausrüstungsimporte. 
Fallende Wachstumsraten bei zunehmen-
der westwirtschaftlicher Verflechtung zeigen, 
daß das Produktivitätsproblem nur binnen- 
wirtschaftlich lösbar ist, mag auch der Außen-
handel einen begrenzten Beitrag dazu leisten.

Tendenzen der Reformpolitik

Mit dem Stichwort „binnenwirtschaftlich lös-
bar" ist das Reformproblem in der sowjeti-
schen Wirtschaft angesprochen. Welcher Kurs 
der Reform ist gegenwärtig erkennbar? Es 
zeigt sich, daß die Maßnahmen der sowjeti-
schen Wirtschaftspolitik nach wie vor am 
Leitbild einer aufgelockerten, rationalisierten 
behördlichen Planwirtschaft orientiert sind, 
wie es seit Mitte der sechziger Jahre bestim-
mend ist. Das bedeutet, daß begrenzte Refor-
men innerhalb der Verwaltungsstruktur (Bil-
dung von Industrie- und Produktionsvereini-
gungen), der Planungsmethodik (mathemati-
sche Modelle, EDV) und der Betriebsplanung 
(Änderungen im Kennziffernsystem) vorge-
nommen werden. Eine tiefgreifende Reform 
— etwa im Sinne einer „sozialistischen Markt-
wirtschaft" — ist dagegen auf absehbare Zeit 
nicht zu erwarten. Damit bleiben aber auch die 
Erfolge der Reformpolitik begrenzt.

Die Ursachen für die Begrenzung der Reform-
politik liegen im wirtschaftlichen, politischen, 
gesellschaftlichen und ideologischen Be-
reich 10 ). Wirtschaftlich ist das Risiko einer 
umfassenden Reform in einem so unausgegli-
chenen Land wie der UdSSR sehr groß (Wachs-
tums- und Stabilitätskrisen). In politischer 
Hinsicht ist das traditionelle System der Plan-
wirtschaft zunächst auch ein wirksames Sy-

9) Vgl. H.-H. Höhmann/G. Seidenstecher, Konsum 
und Wirtschaftsplanung in der UdSSR, in: Ost-
europa-Wirtschaft, H. 3/1977, S. 209 ff.



stem der Machtausübung, auf das die Partei 
nur ungern verzichten dürfte. Es erlaubt zu-
gleich ein Gegensteuern gegen Autonomiebe- 
strebungen der sowjetischen Nationalitäten 
und ist schließlich auch ein bewährtes Instru-
ment zur Sicherung sowjetischer Hegemonie 
im RGW-Bereich. Gesellschaftlich wirken sich 
die „vested interests" der Partei- und Staats-
bürokratie gegen eine umfassende Reform aus. 
Ideologisch begrenzen vor allem das Planbar- 
keits- und das Harmoniepostulat die Möglich-
keiten, einen marktwirtschaftlichen Mecha-
nismus einzuführen. Denn Marktwirtschaft 
würde ja ein hohes Maß an Nicht-Planbarkeit 
mit sich bringen und zugleich Interessendiver-
genzen in der sozialistischen Gesellschaft der 
UdSSR deutlich machen.
Der enge Reformspielraum und auch die ein-
geschränkten Möglichkeiten, die Produktivi-

tät der sowjetischen Wirtschaft auf andere Art 
zu erhöhen, legen den Schluß nahe, daß es zu 
dem reduzierten Wachstumstempo der sowje-
tischen Wirtschaft auf absehbare Zeit keine 
Alternative gibt. Nach dem westlichen Sozial-
produktskonzept dürfte das durchschnittliche 
Wirtschaftswachstum der UdSSR im kommen-
den Jahrzehnt zwischen 3 und 4 °/o liegen. Der 
enge Reformspielraum bedeutet aber auch, daß 
von der Wirtschaft keine starken Impulse für 
eine gesellschaftlich-politische Reform zu er-
warten sind, wie sie etwa im „Prager Früh-
ling" sichtbar wurden oder — auf eine weni-
ger spektakuläre aber deutlich vernehmbare 
Weise — in Ungarn wirken. Die Struktur- und 
systembedingte Immobilität der sowjetischen 
Wirtschaftspolitik wirkt zugleich als konser-
vierendes Element einer autoritären politi-
schen und gesellschaftlichen Ordnung.

III. Tendenzen sowjetischer Außenpolitik 1976—1978

Moskau und die sozialistischen Staaten 
Osteuropas

Seit Ende der 60er Jahre bemüht sich die So-
wjetunion, die umfassende Integration der 
sozialistischen Staaten Osteuropas zu vertie-
fen und Destabilisierungserscheinungen in die-
sem Raum einzudämmen.

Osteuropa ist und bleibt wichtigster Regional-
bereich der sowjetischen Außenpolitik, und 
zwar nicht nur aus geographisch-strategischen 
Erwägungen, sondern auch wegen der ange-
strebten ökonomischen Integration dieser 
Staaten auf der Grundlage des Bukarester 
Komplexprogramms von 1971. Ferner ist die 
Kontrolle dieses Raumes notwendig im Hin-
blick auf den sowjetischen Führungsanspruch 
im gesamten kommunistischen Staatensystem. 
Die Kreml-Führung konzentrierte sich 1976/78 
auf den institutioneilen Ausbau der politischen 
Organe für die koordinierte Außen- und Si-
cherheitspolitik der WPO-Staaten. Gemäß den 
Beschlüssen der Bukarester PBA-Tagung 
(PBA = Politisch-Beratender Ausschuß, das 
höchste politische Gremium des Warschauer 
Paktes) vom 26. November 1976 wurden ein 
Komitee der Außenminister und ein Vereinig-
tes Sekretariat beim PBA geschaffen. Auf der 

Belgrader KSZE-Folgekonferenz blieb Rumä-
nien außerhalb kollektiver Absprachen. Mit 
dem jüngsten Besuch des chinesischen Regie-
rungschefs Hua Kuo-feng hat Ceausescu einen 
weiteren Beweis außenpolitischer Eigenstän-
digkeit geliefert. Der Stärkung der militäri-
schen Komponente des Warschauer Paktes 
dienten nicht nur die laufende Überprüfung 
der Gefechtsbereitschaft aller Streitkräftegat-
tungen, sondern auch die Umrüstung auf den 
modernsten sowjetischen Panzer T-72 und 
erste Vorkehrungen für die Installierung mo-
biler, MIRV-bestückter Mittelstreckenraketen 
vcm Typ SS-20. Der sowjetische Wunsch nach 
kombinierten Truppenmanövern auf rumäni-
schem Territorium erfüllte sich bislang nicht.

Bei der wirtschaftlichen Integration geht es 
nach sowjetischer Auffassung nicht nur um 
den gegenseitigen Vorteil, sondern um die po-
litische Aufgabe der Festigung der gemeinsa-
men materiellen Grundlagen der sozialisti-
schen Gemeinschaft. Die Berufung von K. Ka-
tuschew zum sowjetischen Vertreter im RGW 
signalisierte nicht nur Unzufriedenheit mit 
dem bisherigen Stand der Wirtschaftsintegra-
tion, sondern auch den Beginn neuer Anstren-
gungen wie z. B. der Erstellung neuer Program-
me für die Zusammenarbeit in den Brennstoff-, 



Energie- und Rohstoffzweigen, für die Zusam-
menarbeit im Maschinenbau, die Zusammen-
arbeit bei der Produktion von Hauptnahrungs-
mitteln, die Erweiterung der Produktion indu-
strieller Konsumgüter sowie die Zusammenar-
beit zur Entwicklung der Transportverbindun-
gen der RGW-Mitgliedsländer. Derartige Ak-
tivitäten vermögen nicht das Gewicht solcher 
integrationshemmender Faktoren, wie z. B. die 
erheblichen Struktur- und Niveauunterschiede 
zwischen den Partnerstaaten sowie die Um-
ständlichkeit der Entscheidungsprozeduren, 
wesentlich zu erleichtern.

Als zunehmend wichtigeres Aktionsfeld er-
weist sich die Zusammenarbeit mit soziali-
stischen und nichtsozialistischen Entwick-
lungsländern. Der Beitritt Vietnams zum RGW 
anfang Juli 1978 wird die ohnehin bereits 
starke Belastung der Gemeinschaftsressourcen 
weiter erhöhen. Die Gespräche über ein Rah-
menabkommen zwischen RGW und EG konnte 
die Sowjetführung jedoch nicht voranbringen.

Die sowjetischen Bemühungen um eine ideo-
logische Zusammenarbeit vollziehen sich auf 
zwei verschiedenen Ebenen: der gesamteuro-
päischen und der osteuropäischen. Für die 
KPdSU-Spitze ist das Abschlußdokument der 
gesamteuropäischen Kommunistenkonferenz in 
Ostberlin vom 30. Juni 1976 nicht zuletzt des-
halb von großer Bedeutung, weil es wenigstens 
nach außen hin den Anschein eines einheit-
lichen Kommunismus in Ost- und Westeuropa 
mit gemeinsamer Bindung an Moskau erweckt, 
wenngleich damit die Differenzen zwischen 
Traditionalisten und Autonomisten innerhalb 
der kommunistischen Bewegung nicht ausge-
räumt sind. Die ideologische Zusammenarbeit 
mit den regierenden kommunistischen Par-
teien Osteuropas hat im wesentlichen den Cha-
rakter eines bi- und multilateral koordinier-
ten Abwehrkampfes gegen die Bedrohung von 
außen durch den Eurokommunismus und von 
innen durch die Systemreformer sowie Bür-
gerrechtler. Die KPdSU-Spitze hat die Autori-
tätskrise der Parteiführungen Polens, der DDR 
und CSSR zum Anlaß genommen, diese Staa-
ten noch fester einzubinden.

Die Ost-West-Beziehungen

Grundsätzlich blieb Moskau an der Aufrecht-
urhaltung des bipolaren Systems der globalen 

Friedenssicherung nebst Konflikt- und Krisen-
management mit den USA interessiert. Es ver-
hehlte jedoch nicht seinen Unmut über die an-
haltende Stagnation beim Ausbau der bilate-
ralen Beziehungen. KPdSU-Generalsekretär 
L. I. Breshnew hat auf dem XXV. KPdSU-Kon-
greß im Februar/März 1976 die Minderung der 
Gefahr des Ausbruchs eines Kernwaffenkrie-
ges als wichtigstes Entwicklungsergebnis der 
sowjetisch-amerikanischen Beziehungen seit 
1971 bezeichnet. Trotz angeblich guter Aus-
sichten für den Ausbau des bilateralen Ver-
hältnisses in der Zukunft haben sich jedoch 
die gesteigerten sowjetischen Hoffnungen auf 
Überwindung der bisherigen Stagnationspe-
riode durch die neue Administration Carter/ 
Brzezinski/Vance nicht erfüllt. Vier Faktoren 
sind nach offizieller Verlautbarung für diese 
Lage verantwortlich zu machen:

— die mit der Absicht offener Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der Sowjet-
union inszenierte Menschenrechtskampagne;

— die restriktive Haltung in Handels- und 
Kooperationsfragen;

— die Bestrebungen, durch einen qualitativen 
Rüstungswettlauf das strategische Gleichge-
wicht zugunsten der USA zu verschieben;
— der grundlegende Einstellungswandel in 
der Frage eines SALT-II-Abkommens.

In offiziellen und offiziösen Analysen der 
amerikanischen Außenpolitik wird die US- 
Führungsspitze bezichtigt, nach der mühevol-
len Erarbeitung eines gemeinsamen Rahmens 
für ein SALT-II-Abkommen den zügigen Fort-
gang der Verhandlungen durch das Streben 
nach einseitigen Vorteilen zu behindern 11 ) 
und die Sowjetunion durch die Drohung mit 
einem neuen Rüstungswettlauf zu erpressen. 
Den SALT-II-Gegnern überlasse man nicht nur 
kampflos die politische Arena, sondern kom-
me ihnen mit Diskussionen über eine Verbin-
dung zwischen SALT-II und dem sowjetischen 
Engagement im äthiopisch-somalischen Kon-
flikt sogar noc 12h entgegen ). Die Außenmini-
ster beider Staaten, Vance und Gromyko, ver-

11) Ungezeichneter, aber offenbar von höchster Stel-
le autorisierter Artikel: „Die Aufgabe der Begren-
zung strategischer Waffensysteme: Perspektiven 
und Probleme", in: Prawda v. 11. 2. 1978.
12) G. Arbatov, Die Zeit schwerwiegender Entschei-
dungen, in: Prawda v. 28.3. 1978. 



mochten im Verlaufe von drei Konsultations-
runden Ende April in Moskau, Ende Mai in 
New York und Mitte Juli 1978 in Genf die 
SALT-II-Gegensätze zwar weiter zu vermin-
dern. Doch nach der Rede von US-Präsident 
Carter in Annapolis (Maryland) am 7. 6. 1978 
und den sowjetischen Repliken droht die Kon-
troverse um Grundprinzipien der Entspan-
nungspolitik den Spielraum für Vereinbarun-
gen wieder 13zu verengen ).

Seit Abschluß der KSZE vertritt die Sowjet-
union vehement die These, daß die eingetrete-
ne politische Entspannung durch eine militä-
rische zu ergänzen sei, um diese dann unum-
kehrbar zu machen. Die wortreiche Bukarester 
Grundsatzerklärung der Warsc

14

hauer-Pakt- 
Staaten über die Festigung der Sicherheit und 
die Entwicklung der Zusammenarbeit vom 
26. November 1976 ) hatte lediglich eine for-
male Alibifunktion. Auf dem Hintergrund 
überdimensionierter Rüstungsanstrengungen, 
die das Kräfteungleichgewicht in Mitteleuro-
pa augenfällig demonstrieren, und einer se-
lektiven Erfüllung der KSZE-Schlußakte, der 
eine wenig konstruktive Haltung auf der Bel-
grader KSZE-Nachfolgekonferenz entsprach, 
wurde ein sowjetisches Streben nach für den 
Westen verhängnisvollen Optionen erkennbar. 
Unter diesen Umständen überraschten weder 
die sowjetischen Vorstöße zugunsten einer 
einseitigen Korrektur der ausgewogenen Inter-
essenlage beim Viermächte-Abkommen über 
Berlin noch die hartnäckige Weigerung, Berlin 
(West)'in drei unterschriftsreife Kooperations-
abkommen mit der Bundesrepublik Deutsch-
land formell und materiell einzubeziehen.

Es bleibt abzuwarten, ob die „Gemeinsame 
Deklaration über die Förderung der Entspan-
nung und der guten Nachbarschaft und die Fe-
stigung des Friedens", die zum Abschluß des 
Breshnew-Besuches in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 4. bis 7. Mai 1978 unter-
zeichnet wurde, zu einer Lösung der anstehen-
den Fragen beitragen und damit dem Ent-
spannungsprozeß einen gezielten Auftrieb ver-
mitteln wird 15).  Bemerkenswert ist das sicher-

13) Vgl. dazu IHT v. 8. 6. 1978, ferner Prawda v. 
18. 6. 1978.
14) Wortlaut in Prawda v. 27. 11. 1976.
15) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung Nr. 44 v. 9. 5. 1978, S. 429 
bis 430.

heitspolitische Leitprinzip in diesem Doku-
ment: „Sie betrachten es als wichtig, daß nie-
mand militärische Überlegenheit anstrebt. An-
nähernde Gleichheit und Parität sollen zur Ge-
währleistung der Verteidigung ausreichen."

Eine erste positive Auswirkung ist zu regi-
strieren. Im Anschluß an die Budapester Ta-
gung des Militärrates vom 16. bis 19. Mai 1978 
überreichten die Warschauer-Pakt-Staaten am 
8. Juni 1978 neue Vorschläge der MBFR-Kon- 
ferenz als Antwort auf die NATO-Offerte vom 
19. April 1978. Der NATO-Rat sprach von 
„einem bedeutenden Schritt nach vorn" in den 
seit Jahren stagnierenden Rüstungsbegren-
zungsverhandlungen.

Die Dritte Welt

Die Sowjetunion unterstützt massiv „antiimpe-
rialistische" Frontbildungen in der Dritten 
Welt und ist bestrebt, die ökonomischen Kon-
flikte zwischen unterentwickelten Ländern und 
den westlichen Industriestaaten auszunutzen.

Ideologische, geographisch-strategische und 
politische Motive bestimmen die sowjetische 
Haltung gegenüber den Staaten der Dritten 
Welt. Mangelndes westliches Engagement im 
allgemeinen und die politisch-psychologische 
Konstellation in den USA im besonderen ha-
ben der Sowjetunion in den letzten Jahren 
eine nahezu konkurrenzlose Einflußnahme auf 
die nationalen Befreiungsbewegungen ermög-
licht (MPLA, ANC, SWAPO, Freiimo). Mit-
tels umfassender Waffen- und Wirtschaftshilfe, 
vorbehaltloser politischer Solidarisierung so-
wie Freundschafts- und Kooperationsverträ-
gen sind einige Staaten wie Angola, Moam- 
bique und Äthiopien in sowjetische Abhängig-
keit geraten, andere schicken sich an, dem 
sowjetischen Werben nachzugeben. Gleich-
wohl hat die Sowjetunion Rückschläge im Na-
hen Osten und im Fall Somalias hinnehmen 
müssen. In der afrikanischen Konfliktzone ist 
ein Verstoß gegen einen wichtigen Entspan-
nungsgrundsatz zu registrieren, wonach Zu-
rückhaltung und Mäßigung der Großmächte 
dort notwendig sind, wo sich ihre Interessen 
überschneiden. Aus dem Konflikt zwischen 
Entwicklungsländern und Industrienationen 
ergibt sich für die Sowjetunion zugleich eine 
Chance und eine Verlegenheit: eine Chance, 
weil sie zu einer antiwestlichen Grundhaltung 



in den Entwicklungsländern führt; eine Ver-
legenheit, weil diese Länder auch in der So-
wjetunion und einigen ihrer Verbündeten 
hochentwickelte Industrieländer sehen, an die 
sie die gleichen Forderungen stellen können.

Der Konflikt mit Peking

Erfolglos blieben alle Versuche, die Konfron-
tation mit der Volksrepublik China abzubauen 
und zumindest die staatlichen Beziehungen zu 
Peking zu normalisieren.

Der Tod Mao Tse-tungs .(9. September 1976) 
hat bislang nicht zu einer positiven Bewertung 
sowjetischer Koexistenz- und Entspannungs-
angebote durch die neuen chinesischen Macht-
haber geführt, die ihren antisowjetischen Kurs 
sogar noch verstärkt haben.

Als gescheitert anzuseheh ist überdies das 
sowjetische Bemühen, die Volksrepublik 
China außenpolitisch zu isolieren. Gezielte 

Einschüchterungsversuche haben die japani-
sche Regierung nicht davon abgehalten, am 
12. August 1978 einen Friedens- und Freund-
schaftsvertrag mit der Pekinger Führung ab-
zuschließen. Die Anti-Hegemonieklausel in 
diesem Dokument wertet Moskau als eine ge-
meinsame japanisch-chinesische Frontstellung 
gegen ein weitreichendes sowjetisches Engage-
ment in Asien. Ob der KPdSU-Spitze indes 
mit der Einbindung Vietnams in die engere 
sozialistische Gemeinschaft über die RGW- 
Mitgliedschaft Anfang Juli 1978 ein erfolgrei-
cher Gegenzug gelungen ist, bleibt vorerst ab-
zuwarten. Auf die außenpolitische Offensive 
Hua Kuo-fengs, der Ende August 1978 Rumä-
nien und Jugoslawien besucht hat, reagierte 
Moskau mit gereizten Stellungnahmen. Der 
spektakuläre Bruch Albaniens mit der Volks-
republik China erfolgte ohne Einwirkung des 
Kreml und bietet lediglich Stoff für antichine- 
sische Propaganda in den sowjetischen Mas-
senmedien.



Jürgen Dauth

Das „Dritte China"

Die chinesischen Minderheiten in Südostasien

Seit Beginn des Indochinakrieges signalisiert 
das Ende der Monsunstürme in der Südchina-
see regelmäßig den Beginn einer neuen 
Flüchtlingswelle. Doch in diesem Frühjahr 
übertrafen die Statistiken bei weitem die Er-
fahrungen der Vergangenheit. Zudem hat sich 
die ethnische Zusammensetzung der Flücht-
linge drastisch geändert. Füllten in den Vor-
jahren überwiegend Vietnamesen, Laoten und 
Kambodschaner die Auffanglager in Thailand, 
Malaysia und Indonesien, so dominieren jetzt 
die Chinesen. Malaysia allein registrierte von 
Januar bis Juni mehr als 7 000 chinesische 
Flüchtlinge, davon 2 800 im Mai, die aus-
nahmslos aus Vietnam kamen 1). Die Zahlen 
für Thailand dürften weit darüber liegen.
Der Grund für den chinesischen Exodus nach 
Südostasien ist in der vietnamesischen Politik 
zu suchen. In der Nacht vom 23. zum 24. März 
1978 kreisten vietnamesische Truppen die chi-
nesischen Wohnviertel in Ho Chi Minh City 
(früher Saigon) ein. Einige Tausend Jugendli-
che der Communist Youth Union schwärmten 
aus, um angeblich eine Bestandsaufnahme des 
chinesischen Besitzes vorzunehmen. Am glei-
chen Tag verkündete die vietnamesische Re-
gierung in Hanoi das Ende d

2
es „bourgeois 

trade" der Chinesen in Südvietnam ).
Diese Maßnahme kam nicht überraschend, 
hatte doch Hanoi bereits im Februar den Vor-
sitzenden des Komitees zur Umstrukturierung 
der privaten Wirtschaft und langjährigen 
Vorsitzenden der Kommunistischen Partei 
Südvietnams, Nguyen Van Linh, seines Po-
stens enthoben. Der gegen ihn erhobene Vor-
wurf lautete, er habe die Kapitalisten nicht 
schnell genug vom sozialistischen Credo 
überzeugt. Die Kapitalisten, die es zu „refor-
mieren“ galt, waren ausnahmslos Chinesen, 
die ihren Wohlstand während des Krieges 
vervielfacht und in das wiedervereinigte 
Vietnam hinübergerettet hatten. Als ob es in 
Vietnam keinen politischen Kurswechsel ge-

1) Auskunft der UN High Commission in Kuala 
Lumpur,
2) Vietnam News Agency, 24. 3. 78. 

geben habe, glaubten die Chinesen, auch un-
ter dem kommunistischen Regime ihre wirt-
schaftliche Exklusivität wahren zu können. 
Wohl nicht ganz zu Unrecht hatten sie ange-
nommen, daß die Umstrukturierung der Wirt-
schaft nach sozialistischem Muster nur lang-
sam und schrittweise vor sich gehen werde. 
Die plötzliche Hektik, nachdem sie drei Jahre 
lang in Ruhe gelassen worden waren, ist nach 
Ansicht von politischen Beobachtern eine 
Folge des sich zuspitzenden vietnamesisch-
chinesischen Konflikts, der sich am immer 
heftiger eskalierenden Grenzkrieg Vietnams 
mit Kambodscha aufheizt, das nach der Über-
zeugung Hanois nur mit Hilfe Pekings über-
lebt.
War das Vorgehen Hanois gegen die Chine-
sen in Ho Chi Minh City vorhersehbar, so 
wurde die militante Reaktion Pekings mit 
Überraschung und Besorgnis aufgenommen — 
besonders in den nichtkommunistischen Staa-
ten Südostasiens, die ausnahmslos Gastländer 
von chinesischen Minderheiten sind. Das 
Overseas Chinese Affairs Office in Peking 
hatte Vietnam am 24. Mai 1978 beschuldigt, 
die chinesische Minderheit zu verfolgen, und 
die Verantwortlichkeit Chinas für das Wohl-
ergehen der Auslands

3
chinesen zu verstehen 

gegeben ).
In Südostasien befürchtet man, daß Peking 
seine Haltung gegenüber den Überseechine-
sen, seit 1949 mehr oder weniger eine Politik 
der Nichteinmischung, revidieren könnte. 
Denn wie in Vietnam, wo die Regierung die 
Chinesen dem geltenden Recht unterwarf, 
versuchen auch andere Staaten in der Region, 
ihre vielrassigen Gesellschaften zu harmoni-
sieren. Dies geht nicht immer — besonders in 
Bezug auf die chinesischen Minderheiten — 
ohne Zwang vonstatten.
Wie die vietnamesische Regierung, so kämp-
fen auch andere Gastländer gegen den kultu-
rellen Nationalismus der Hua-chiao, wie Chi-

3) Information Service des vietnamesischen Au-
ßenministeriums, 27. 5. 78.



na die Auslandschinesen nennt, und versu-
chen, die abgeschlossene und sich selbst ge-
nügende Isolation der Chinesen über ihre Ge-
setzgebung aufzubrechen. Gleichzeitig kämp-
fen die genuinen Rassen Südostasiens gegen 
ein dominantes Wirtschaftsimperium der Aus-
landschinesen, die von einer Zusammenarbeit 
mit ihren Gastgebern im Interesse des Allge-
meinwohles nicht viel zu halten scheinen. Es 
wird in diesem Beitrag noch aufzuzeigen sein, 

daß nicht in erster Linie der Neid der weniger 
Erfolgreichen gegenüber den geschäftstüchti-
gen Chinesen für die oft rigorose Integra-
tionspolitik Pate stand, sondern die dringende 
Notwendigkeit, blutige Konfrontationen zu 
verhindern, die sich an einem — wie auch 
immer gearteten — Minoritäten-Nationalis- 
mus entzünden könnten und sich in der Ver-
gangenheit bereits wiederholt entzündet ha-
ben 4 ).

Geschichte der chinesischen Emigration

Die Hua-chiao bilden nur 6 Prozent der Ge-
samtbevölkerung in Südostasien5). Daß sie 
dennoch so auffällig in Erscheinung treten, 
erklärt sich aus ihrem Siedlungsverhalten, 
das urbane Regionen bevorzugt, wo sie nicht 
selten die Mehrheit stellen.

4) Vgl. ausführlich Dr. Goh Cheng Teik, The Chi-
nese in Malaysia, Kuala Lumpur 1978.
5) Somers Heidhues, Southeast Asias Chinese Mi- 
norities, Longman Australia 1974, S. 4.
6) Skinner, Overseas Chinese in Southeast Asia, 
in: Annuals of the American Academy of Political 
and Social Science, Januar 1959, S. 137. 7) Somers Heidhues, a. a. O., S. 3.

Der überwiegende Teil der Chinesen in Süd-
ostasien ist außerhalb Chinas geboren. Sie 
sind zumeist Staatsbürger ihrer jeweiligen 
Gastländer und haben sich hier teilweise mit 
den alteingesessenen Rassen vermischt. Hier 
seien besonders die Baba erwähnt, die in 
Java und Malaysia in der malaiischen Urbe-
völkerung aufgegangen sind und nahezu als 
eine eigenständige Rasse gelten. Ein beachtli-
cher Teil der Hua-chiao spricht weder Chine-
sisch, noch folgt er den traditionellen Gebräu-
chen des Mutterlandes China. Die Kriterien, 
ob und wann eine Person als Chinese regi-
striert wird, richtet sich nach ihrer Selbstein-
stufung und ihrem Verhalten, richtet sich 
nach einer gewissen „Chineseness", die ihr 
die übrigen Rassen des Gastlandes zuschrei-
ben. „Being a Chinese is, in South

6
east Asia, 

essentially a matter of selfidentification." )

Diese Ungenauigkeit der Bewertungsmaßstä-
be macht einen exakten Zensus der chinesi-
schen Minderheiten oft schwierig, wenn nicht 
gar unmöglich. Die Gesamtzahl der ethni-
schen Chinesen in Südostasien wird nach 
dem letzten zuverlässigen Zensus von 1970 
auf rund 14,6 Millionen geschätzt. Sie reprä-
sentieren (neben Peking und Taiwan) das so-
genannte „Dritte China".

Geografische Verteilung der Hua-chiao 
in Südostasien (1970) 7)

Die Vorfahren der Hua-chiao verließen über-
wiegend in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
ihre angestammte Heimat. Zwei weitere Wan-
derbewegungen setzten zu Beginn des 
20. Jahrhunderts und nach dem zweiten Welt-
krieg ein. Nach der Gründung der Volksrepu-
blik China (1949) verebbte der Strom der Emi-
granten schnell und versiegte schließlich 
ganz.

Bis auf einen unbedeutenden Prozentsatz 
kommen die Hua-chiao aus den südchinesi-
schen Provinzen Kwangtung und Fukien, bei-
des Küstenprovinzen mit alter Seefahrer- und 
Außenhandelstradition. Die Auswanderer re-
krutierten sich vor allem aus der Schicht der 



kleinen Geschäftsleute in den ländlichen Re-
gionen. In der zweiten und dritten Emigrati-
onswelle, dem Höhepunkt der Kuli-Rekru- 
tierung, emigrierte das Heer der ländlichen 
Armen. Aus der Vielfalt der Dialektgruppen 
heben sich die Hokkien, Teochiu, Cantonesen, 
Hakka und Hainanesen als die bedeutendsten 
heraus.
Die Hokkien8) kommen aus der Umge-
bung von Amoy in der Provinz Fukien. Sie 
besiedelten vor allem Penang, Malacca, Java 
und die Philippinen (hier 95 Prozent der Chi-
nesen). Sie bevorzugten städtische Siedlungs-
gebiete und verlegten sich hier auf den Han-
del. Obwohl sie in Süd-Vietnam nur 5,5 Pro-
zent der chinesischen Bevölkerung ausma-
chen, beherrschten sie dort den gesamten 
Reishandel und die Chambers of Commerce, 
während des Krieges auch den kriegswichti-
gen Ex- und Import.

8) Ebd., S. 4 f. und: Yeng Ching Hwang, The Over- 
seas Chinese and the 1911 Revolution, Oxford 
University Press, Kuala Lumpur 1976, S. 1—6.

Die Teochiu waren ursprünglich im 
Osten der Kwangtung Provinz beheimatet. Sie 
bilden die stärkste Chinese Community in 
Thailand und Sumatra, die zweitstärkste 
Gruppe in Süd-Vietnam und West-Kalimantan 
und machen 75 Prozent der Chinesen in Kam-
bodscha aus. Während die meisten Teochiu 
als Kleinhändler und ungelernte Arbeiter tä-
tig sind, beherrschen sie in Thailand, wo heu-
te mehr Teochiu in Bangkok leben als in 
Swatow/Kwangtung, als Professionals die ge-
hobenen Berufe. Von allen Dialektgruppen 
sind die Hokkien und Teochiu am ehesten as-
similationsbereit.
Die Hakka stammen aus den Provinzen 
Kwangtung und Fukien, wohin sie nach frü-
heren Wanderbewegungen innerhalb Chinas 
gespült worden waren. Sie dominieren in Ka-
limantan und in den beiden ostmalaysischen 
Bundesstaaten Sarawak und Sabah und sind 
die zweitstärkste Gruppe in West-Malaysia 
und auf Java. Die Hakka bevorzugen den 
ländlichen Siedlungsraum, wo sie den Berg-
bau (Zinn) kontrollieren und nebenher Land-

China und Thailand sind zwar nur durch eine 
schmale burmesische Landzunge voneinander 
getrennt, dennoch kam die chinesische Ein-
wanderungswelle vergleichsweise spät. Sie 

Wirtschaft betreiben. Unter den chinesischen 
Dialektgruppen sind sie am wenigsten inte-
grationsbereit.
Die Cantonesen siedelten ursprüng-
lich im ländlichen Raum um Canton. In Süd- 
Vietnam bilden sie die stärkste Gruppe unter 
den Chinesen. In Malaysia bilden sie die 
Stadtrandbevölkerung von Penang und Ma-
lacca. Sie sind berühmt als Köche und beherr-
schen in den meisten Ländern das Hotel- und 
Gaststättengewerbe. Von allen Gruppen ha-
ben sie sich am stärksten westlichem Einfluß 
geöffnet, was auf ihre frühe Begegnung mit 
Europäern (Opium-Krieg 1839—42) zurückge-
führt wird.
Die Hainanesen8) ve ßen erst spät 
ihre Insel Hainan in der Provinz Kwangtung 
und bildeten den Strom der Kulis im Erzbau 
und bei der Erschließung neuer Wirtschafts-
zonen. In Singapur sind sie überwiegend un-
gelernte Arbeiter.
Daß besonders die Provinzen Kwangtung und 
Fukien die chinesischen Emigranten stellten, 
ist geschichtlich bedingt und durch die Kü-
stenlage begünstigt worden. Bereits in der 
Ming-Dynastie (1368—1644) unterhielten bei-
de Provinzen Außenhandelsbeziehungen mit 
den Staaten Südostasiens. Die Emigration 
folgte konsequenterweise den Handelsrouten. 
Im 17. und 18. Jahrhundert knüpften beide 
Provinzen Handelsbeziehungen mit dem We-
sten an. Die Gründung der westlichen Kolo-
nien in Südostasien wirkte als ein Magnet. Die 
Emigranten versprachen sich die Erschließung 
neuer wirtschaftlicher Quellen. Neben dem 
Pull-Effekt bestand jedoch auch ein Push- 
Effekt in der dichten Besiedlung der beiden 
Provinzen, die dringend nach einem Ventil 
für ihre Bevölkerungsexplosion suchten. 
Schließlich wurde die Auswanderungsbereit-
schaft durch die Taiping Revolution (1851— 
64) gefördert, die Gegner der Ching-Dynastie 
auf die Flucht schickte, sowie durch Natur- 
und Hungerkatastrophen.

Die Chinesen in Thailand
folgte dem Handel auf dem Seeweg, der be-
reits seit dem 14. Jahrhundert zwischen bei-
den Ländern existierte, jedoch erst im 
17. Jahrhundert mit dem thailändischen 
Reisexport größere Bedeutung gewann. Eine 
kleine Schar Chinesen siedelte sich im Chao 
Phraya Valley an und zog bald die entschei-
denden Fäden in diesem Geschäft. Um 1850 — 



Thailand zählte bei einer Gesamtbevölkerung 
zwischen 5 und 6 Millionen bereits 1,5 Millio-
nen Chinesen — setzte mit einer jährlichen 

9
Immigrationsrate von 15 000 die eigentliche 
Einwanderungswelle ein ). überwiegend wa-
ren es Chinesen, die die Taiping-Revolution, 
die die Ming-Dynastie wieder an die Macht 
bringen wollte, unterstützt hatten und nun um 
ihr Leben fürchteten.
Die ethnische Verwandtschaft der Thai mit 
den Chinesen und die Toleranz des Thai- 
Buddhismus gegenüber dem chinesischen 
Buddhismus und Taoismus erleichterten eine 
weitgehende Assimilation.
überdies bestand die erste Einwanderungs-
welle zumeist aus Männern, die sich infolge-
dessen mit Thai-Frauen verheirateten. In dem 
— auch heute noch — dünn besiedelten Land 
gab es außerdem ausreichend Entfaltungs-
spielraum für den einzelnen, so daß der wirt-
schaftliche Neid keine Rolle spielte. Die Chi-
nesen gelangten sehr bald zu Wohlstand so-
wie zu hohem Ansehen in der Politik und am 
Königshof.
Diese tolerante Haltung der Thai gegenüber 
den Chinesen änderte sich erst nach dem 
Sturz der Manchu-(Ching)-Dynastie (1912) 
und der Proklamation der Republik. Die thai-
ländischen Chinesen hatten zumindest einen 
finanziellen Beitrag zur Revolution (1911) ge-
leistet, der sich nun auszahlte. Hatte die 
Ching-Dynastie die Hua-chiao noch als 
nichtswürdige „Outcasts“ beschimpft und die 
Emigration zu unterbinden versucht, so um-
warb die Republik sie nun als geliebte Brü-
der, wohl nicht zuletzt deshalb, um sich auch 
zukünftig eines willkommenen Geldflusses zu 
versichern.
Diese neue Haltung Mutterland Chinas ge-
genüber den Überseechinesen brachte eine 
neue Einwanderungswelle nach Thailand, mit 
einem jährlichen Zustrom von zeitweise 
140 000 10). Die veränderte politische Lage in 
China ließ darüber hinaus unter den Aus-
landschinesen den ethnischen Stolz gedeihen, 
genährt von einer europäischen Krankheit, 
die just zu diesem Zeitpunkt nach Asien ex-
portiert wurde, dem Nation 11alismus ). Die 
sich sprunghaft vermehrende Chinese Com-
munity zeigte sich zusehends weniger assimi-
lationsbereit.

’) Far Eastern Economic Review, 16. 6. 78, S. 23.
10) Ebd.
11) Fitzgerald, China and Southeast Asia since 
1945, Longman Australia 1973, S. 62. 9) Far Eastern Economic Review, 16. 6. 78, S. 23.

Als nationalistische Politiker 1932 die absolu-
te Macht des thailändischen Königshauses be-
schnitten, begann auch eine anti-chinesische 
Welle zu keimen. Die neuen Machthaber be-
fürchteten eine stille Invasion aus China. Um 
das genuine Recht der Thai zu wahren, wur-
den Gesetze erlassen, die die Entfaltung der 
Chinesen stark einschränkten und die bis 
heute gültig sind. Sie sollen in erster Linie 
das chinesische Wirtschafts-Monopol brechen 
und die Integration erzwingen.
Schon die Private Schools Act von 1918 hatte 
die chinesischen Privatschulen auf die Pri- 
mar-Stufe beschränkt. Jetzt wurden Thai- 
Schulen für den gesamten Bildungsbereich 
obligatorisch. Diese Maßnahme ist wohl der 
härteste Schlag gegen den kulturellen Chauvi-
nismus der Chinesen und ein wirksames In-
strument gegen die „Chineseness", die Grund-
lage der chinesischen Exklusivität.
Darüber hinaus dürfen chinesische Eltern we-
der Grundbesitz erwerben noch dürfen sie 
eine aktive Rolle in der thailändischen Politik 
spielen. Ihre Kinder, in thailändischen Schu-
len und nach thailändischen Werten erzogen, 
sind allerdings den Thai gleichgestellt, es sei 
denn, sie ziehen es vor, die chinesische 
Staatsbürgerschaft beizubehalten. Von den 
rund 3,4 Millionen ethnischen Chinesen in 
Thailand besitzen heute nur noch 309 941 
(Zensus von 1976) einen chinesischen 
Paß 12 ).
In Unternehmen der Wirtschaft darf die chi-
nesische Teilhaberschaft 50 Prozent nicht 
mehr übersteigen. Dies hat jedoch nur einen 
nominellen Einfluß auf die Umverteilung des 
Reichtums. Die Unternehmen, ohnehin zum 
größten Teil von Chinesen gegründet, werden 
auf die Kinder übertragen, die dem Buchsta-
ben des Gesetzes nach als Thai aufgewachsen 
sind, die Geschäfte jedoch in alter Familien-
tradition weitergeführt.
Eine Analyse der 100 größten Industriebetrie-
be in Thailand, herausgegeben von der Wirt-
schaftsfakultät der Thammasat University, 
weist aus, daß 63 dieser Unternehmen, mit ei-
nem Gesamtvermögen von 757 Millionen US- 
Dollar — etwa 31,5 Prozent der Gesamtinve-
stitionen —, von Chinesen kontrolliert wer-
den. 23 der 25 einflußreichsten Männer in der 
thailändischen Wirtschaft sind Chinesen.
Die großen chinesischen Clans beherrschen 
die Preise für Immobilien, Pharmazeutika, das 
Baugewerbe und den Nahrungsmittelmarkt, 



ganz zu schweigen vom Geldmarkt. Durch 
Mischheiraten mit einflußreichen Thai ver-
stärken sie weiter ihren Griff auf das Ge-
schäftsleben des Landes. Um die Macht dieser 
Familienunternehmen zu brechen, antwortet 

die Regierung mit sanftem Zwang und einem 
Paket von Vorteilen, um das Kapital-Monopol 
in Aktiengesellschaften umzuwandeln und da-
mit einer breiteren Öffentlichkeit Einfluß zu 
gewähren.

Die chinesische Immigration nach Indonesien, 
besonders zu den periphere

13
n Inseln, kann bis 

ins .  Jahrhundert zurückverfolgt werden. 
Der Höhepunkt der Einwanderungswelle kam 
jedoch erst mit der holländischen Koloniali-
sierung. Allein in den 20er Jahren dieses 
Jahrhunderts ließen sich eine Million Chine-
sen auf Java, Borneo und Sumatra nieder. 
Zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit Indonesi-
ens lebten rund 2,5 Millionen Hua-chiao im 
Lande 13).
Als nationalistische Gruppen die Zusammen-
arbeit mit den Holländern boykottierten, 
blieb diesen keine andere Wahl, als ihr 
Wohlwollen den Chinesen zuzuwenden. So 
war denn auch niemand überrascht, daß am 
Tage der Unabhängigkeit Handel, Banken und 
Industrie überwiegend in chinesischer Hand 
lagen.
Nunmehr lehnten die Chinesen eine Zusam-
menarbeit mit den Nationalisten ab, deren Re-
gime ihnen in Anbetracht eines Berges von 
Unsicherheiten wenig zuverlässig erschien. 
Präsident Soukarno entzog ihnen daraufhin 
die Staatsbürgerschaft, die sie unter dem hol-
ländischen Standpunkt des jus soli erworben 
hatten, obwohl etwa 70 Prozent von ihnen in 
Indonesien geboren waren. Nur die Abkömm-
linge der Peranakans, Chinesen mit indonesi-
schem Erbteil, durften die Naturalisierung be-
antragen. Gänzlich ausgenommen waren die 
Sinkhehs, die jüngst eingewanderten Chine-
sen, und deren Kinder. 1958 wurden schließ-
lich auch solche Peranakans ausgeschlossen, 
deren Väter nicht in Indonesien geboren wa-
ren.
Die Staatsbürgerschaftsfrage blieb bis 1960 
ungeklärt, nicht zuletzt deshalb, weil China 
selbst den Wirrwarr vergrößerte. Unter den 
Manchu, die auf dem jus sanguinis bestanden, 
entstanden Doppel-Staatsangehörigkeiten, da 
die Holländer nach dem jus soli verfuhren. 
Soukarno hielt diesen Zustand für unerträg-
lich, trug allerdings auch nicht zu einer Lö-
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sung des Gordischen Knotens bei. Erst 1960, 
unter dem Sino-Indonesian Treaty, stimmte 
Peking zu, daß im Ausland geborene Chine-
sen nur dann als chinesische Untertanen be-
trachtet würden, wenn sie nicht freiwillig 
eine andere Staatsangehörigkeit annähmen.
(Da dieses Abkommen nicht nur im Falle In-
donesiens die Haltung Pekings war und ist, 
und der Schwerpunkt auf dem Wörtchen 
„freiwillig” liegt, fand China jetzt in Vietnam 
einen Ansatz, um seine Verantwortlichkeit 
für die Chinesen in Süd-Vietnam zu unter-
streichen, die 1956 unter dem Diem-Regime 
zwangsnaturalisiert worden waren.)
Ungeachtet aller Abkommen schürte die Re-
gierung Soukarnos jedoch bewußt eine anti-
chinesische Stimmung. Sie schloß die chinesi-
schen Schulen und Zeitungen und belegte die 
nicht-naturalisierten Chinesen mit einer Son-
dersteuer. 1960 folgten denn auch rund 
100 000 einem Repatriierungsangebot Pekings 
zurück ins Mutterland. Soukarno verbot den 
Geldverkehr zwischen Chinesen in Indonesi-
en und ihren Familien in China, beschnitt das 
Devisen-Kontingent chinesischer Firmen und 
limitierte ihre Importlizenzen. Die Hälfte des 
Kapitals mußte auf genuine indonesische Ras-
sen verteilt werden, zu denen die naturalisier-
ten Chinesen natürlich nicht zählten. Bereits 
Ende der 50er Jahre kam es schließlich zu 
blutigen Rassenpogromen, die eine nie genau 
bekanntgewordene Zahl von Toten forderten, 
und die sich in den 60ern wiederholten. Un-
wahr ist jedoch Soukarnos Schutzbehauptung, 
daß die indonesischen Chinesen maßgeblich 
an dem mißglückten kommunistischen Um-
sturzversuch von 1965 beteiligt gewesen sei-
en, eine Unterstellung, die heute noch immer 
nicht vergessen ist. Die Parti Kommunis Indo- 
nesia, PKI, rekrutierte sich nahezu aus-
schließlich aus Indonesiern selbst u).
Inzwischen hat sich die — in diesem Fall 
wohl vorrangig auf Neid beruhende — anti-
chinesische Kampagne beruhigt. Etwa 65 Pro-

14) Somers Heidhues, a. a. O., S. 47 ff.13) Fitzgerald, a. a. O„ S. 33 ff.



zent der Chinesen in Indonesien haben die in-
donesische Staatsbürgerschaft beantragt15 ). 
General-Leutnant Yoga Sugama, Chef des Sta-
te Intelligence Coordination Boards, unterteil-
te jüngst die Chinese Community in vier 
Gruppen. Er nannte neben den Naturalisierten 
972 000 mit chinesischer Staatsbürgerschaft, 
1 759 mit einem taiwanesischen Paß und 
79 656 Staatenlose (während die Far Eastern 
Economic Review (12. 6. 1978] hier 800 000 
angibt).

15) Far Eastern Economic Review, 16. 6. 78, S. 22.
16) Somers Heidhues, a. a. O., S. 65 ff.

17) Ebd. S. 22 f.
18) Far Eastern Economic Review, 16. 6. 78, S. 23.

Indonesische Politiker starteten eine Assimi-
lationsbewegung, die die Chinesen zu überre-
den versucht, ihre Tradition aufzugeben und 
gänzlich in der indonesischen Kultur aufzuge-

hen. Präsident Souharto hatte die Chinesen 
bereits 1966 aufgerufen, sich indonesische 
Namen zuzulegen. 250 000 sollen bisher dem 
Aufruf gefolgt sein.
Wer jedoch annimmt, daß diese endlose Kette 
von Widrigkeiten, schließlich auch noch die 
Enteignung ohne Entschädigung im ländli-
chen Raum, den Einfluß der Chinesen in 
der Wirtschaft endgültig gebrochen habe, 
täuscht sich. Nachdem ihnen nach allen Re-
striktionen nur noch der Handel geblieben ist, 
so erklärte ein Sprecher des Wirtschaftsmini-
steriums, beherrschen sie 70 Prozent des ge-
samten ländlichen Handels, den Verkauf und 
Warenfluß im Großhandel.

Die Chinesen auf den Philippinen

Die ersten chinesischen Siedlungen auf dem 
philippinischen Archipel entstanden bereits 
im 13. Jahrhundert. Sie waren Niederlassun-
gen der chinesichen Flotte, die besonders 
während der Ming-Kaiser (1368—1644) im 
Nanyang, wie die Chinesen die südlichen Seen 
nennen, nach neuen Marine-Stützpunkten 
suchte. Diese Siedlungen waren jedoch nicht 
permanent und wanderten mit den Flottenbe-
wegungen. Eine nennenswerte chinesische 
Emigration nach den Philippinen begann erst 
nach der spanischen Kolonialisierung. Die 
feudalistische Entwicklung des Landes ver-
langte nach geschickten Handwerkern und 
Händlern — Berufe, die sowohl die Spanier als 
auch die Filipinos für unter ihrer Würde er-
achteten. Da ihnen niemand dieses Neuland 
str
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eitig machte, konnten sie ihren Wohlstand 

und Einfluß bis zum . Jahrhundert sprung-
haft vermehren. Erst dann erwachte bei den 
Spaniern die Furcht vor der chinesischen Po-
tenz auf den Philippinen, die allzu leicht eine 
Brücke zum Mutterland China schlagen könn-
te, so die spanischen Interessen gefährdend. 
Unter dem Vorwand eines Glaubensfeldzuges, 
der den Chinesen die katholische Religion 
aufzwingen sollte, kam es um 1603 und 1639 
zu schweren Massakern unter den Chinesen. 
Die überlebenden wurden ausgewiesen 16).

In der Folge begann die Wirtschaft der Kolo-
nie zu stagnieren und sich schließlich rück-
läufig zu entwickeln. Grund genug für die 
Kolonialverwaltung, ihre Chinesen-Politik zu 

revidieren. Eine neue Einwanderungswelle 
wäre um 1662 wiederum einem Massaker zum 
Opfer gefallen, hätte sich Madrid nicht davon 
überzeugen lassen, daß dies die Pfründe in 
der Kolonie zerstört hätte. Schließlich erlaub-
te man den Chinesen nicht nur ihre nationa-
listische, kulturelle und religiöse Eigenwillig-
keit, sondern ließ sie auch ungestört reich 
werden.

Bereits um 1870 bauten die philippinischen 
Chinesen ihre Import-Export-Imperien über 
Hongkong aus, die engen Fäden des Clan- 
Geistes nutzend, der sie mit den „Kongsi“ 
(den Sippengemeinschaften) in der Kronkolo-
nie verband. 1951 beherrschten sie 13 Prozent 
des Klein
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handels, ein Imperium der „Tow- 
kays", der Kramläden, und 46 Prozent des 
Außenhandels ).

Diese Zahlen vermitteln jedoch nur einen un-
genauen Eindruck von der chinesischen Wirt-
schaftsmacht. Sie erfassen nicht den Einfluß 
der chinesisch-philippinischen Mestizen, die 
aus Furcht vor Repressalien ihre Abstammung 
verleugneten. Ein Zensus von 1903, fünf Jahre 
nach dem spanisch-amerikanischen Krieg 
(1898), nennt beispielsweise nur 41 000 Chine-
sen. Jüngste Zahlen geben die ethnischen Chi-
nesen in den Philippinen mit mehr als 650 000 
an, darüber hinaus schätzt man die Mestizen 
auf 300 000. Bisher haben nur 20 000 Chine-
sen die philippinische Staätsbürgerschaft be-
antr 18agt ).



Die Gesetzgebung des Landes erleichtert ih-
nen allerdings auch kaum die Integration. Die 
Retail Trade Nationalization Act von 1954 be-
schränkt die Eigentumsrechte von Chinesen 
in Unternehmen des Einzelhandels auf den 
Tod des Besitzers. Die Erben müssen das Un-
ternehmen innerhalb von sechs Monaten li-
quidieren. Zollfreie Importe, ein für die Phi-
lippinen wichtiger Bereich des Handels, blei-
ben den Filipinos Vorbehalten. Um diese Re-
striktionen zu umgehen, verlagern die Chine-
sen immer mehr ihre Aktivitäten auf die Me-
stizen, die den kühnen Geschäftsinstinkt ihrer 
chinesischen Vorfahren geerbt haben. Beliebt 
sind auch Strohpuppen-Partnerschaften mit 
willigen Filipinos, sogenannte li-Baba- 
Geschäfte. Zudem haben die Chinesen ihre In-
teressen immer mehr auf die Industrie verla-

gert, die kapitalstarke Investoren benötigt. 
Ein beträchtlicher Teil ihres Kapitals wurde 
illegal in Hongkong investiert und steuert 
von hier aus weiterhin Im- und Export der 
Philippinen. Es ist daher nur von unbedeuten-
der Aussagekraft, daß ihr Anteil am Inland- 
und Außenhandel von 30,6 Prozent im Jahr 
1948 auf 13,2 Prozent im Jahr 1957 abgesun-
ken se 19i ).

In der offiziellen Politik zeigen die Philippi-
nen die Flagge der nationalen Einheit, der 
sich die Chinesen zumindest oberflächlich 
beugen. Denn seit der Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen mit China fürchten die 
Chinesen nichts so sehr wie die Jurisdiktion 
Pekings, der sie in der Mehrheit und nach 
völkerrechtlichem Verständnis unterliegen.

Die Emigration von Chinesen nach Vietnam 
geht in das erste Jahrhundert v. Chr. zurück, 
als Kaiser Wu von der Han-Dynastie den un-
abhängigen Staat Nan Yueh eroberte. Yueh 
ist die chinesische Bezeichnung für Viet, wie 
sich die Bewohner der Region nannten, die 
später Nord-Vietnam heißen sollte. Diese er-
ste Epoche der chinesischen Herrschaft über 
die Vietnamesen endete im dritten Jahrhun-
dert n. Chr. Die Viet erhielten eine be-
schränkte Autonomie zurück, blieben den chi-
nesischen Kaisern jedoch tributpflichtig. Die 
unmittelbare chinesische Herrschaft kehrte 
unter den Tang (618—906) zurück. Sie nann-
ten die Region nunmehr An Nam (Annam), 
der „befriedete Süden", eine Bezeichnung, die 
bis zum Ende der französischen Herrschaft 
(Kapitulation der Franzosen 1954 bei Dien 
Bien Phu) beibehalten wurde.

Dieser Abschnitt der vietnamesischen Ge-
schichte ist bis zum heutigen Tag im Bewußt-
sein der Vietnamesen lebendig geblieben, wie 
der Autor anläßlich eines jüngsten Besuches 
in Vietnam feststellen konnte, und wurde an-
gesichts des vietnamesisch-chinesischen Kon-
flikts um Chinas Rolle im vietnamesisch-
kambodschanischen Grenzkrieg wiederbe-
lebt.

Die chinesische Waffenbrüderschaft bei der 
„Liberalisierung“ Indochinas trat dagegen in 
den Hintergrund. Es waren zuerst die Trup-
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pen Chiang Kai-sheks, die Hanoi von der ja-
panischen Besatzung im zweiten Weltkrieg 
befreiten und Ho Chi Minh bei der Proklama-
tion der Republik Vietnam halfen. Chiang 
Kai-sheks Niederlage gegen Mao Tse-tung 
(1949) brachte eine noch engere Zusammenar-
beit zwischen den beiden kommunistischen 
Staaten.
1955 unterzeichneten beide Seiten einen Ver-
trag, der die Jurisdiktion über die Chinesen 
in Vietnam in die Hände Hanois legte. Die 
rund 200 000 Chinesen in Nord-Vietnam wur-
den in den vergangenen Jahren schrittweise 
vietnamisiert. Anders steht es mit dem Süden, 
dem ehemaligen Land der Cham, in dem die 
Viet in den zurückliegenden zwei Jahrtausen-
den immer mehr Gewicht bekamen, und die 
Ureinwohner schließlich völlig absorbierten. 
Die verschiedenen pseudodemokratischen Re-
gierungen hatten sich nie sonderlich um eine 
Integration der Chinesen gekümmert. Erst das 
Diem-Regime schritt 1956 zu einer Zwangsna-
turalisierung der chinesischen Minderheit, in-
dem es die Pässe der Chinesen einziehen ließ 
und dafür vietnamesische Pässe ausgab.
Während die Chinesen in Nord-Vietnam sich 
auch ideologisch mit dem vietnamesischen 
Sozialismus identifizierten und den Vietname-
sen in jeder Hinsicht gleichgestellt wurden, 
blieben sie in Südvietnam bis zum heutigen 
Tag eine exklusive Gesellschaft. Seit 1956 
waren die südvietnamesischen Chinesen zwar 
von einer garizen Reihe Berufe im Bereich des 
Handels ausgeschlossen worden, was jedoch 19) Somers Heidhues, a. a. O., S. 22 f.



nicht die Macht der Chambers of Commerce 
brechen konnte.
Besonders die amerikanischen Truppen zogen 
es vor, mit den cleveren Chinesen zu verhan-
deln, die unter dem Dollarsegen ihren Reich-
tum vervielfachten. Gegen Ende des Krieges 
beherrschten die rund 1,2 Millionen Chinesen, 
die vorwiegend in Saigon lebten, den gesam-
ten Reishandel und den Geldmarkt, den Ein-
zelhandel in Saigon und das Schrottgeschäft, 
das Millionen einbrachte.

Als die Truppen Nord-Vietnams im April 
1975 in Saigon einmarschierten, blieb die pri-
vilegierte Stellung der Chinesen unangetastet. 
Während die Sozialisierung Südvietnams das 
kranke Wirtschaftsgefüge zu' Beginn der 
Machtübernahme weiter verunsicherte, waren 
die kapitalistischen Chinesen das Herz der 
Versorgung Saigons. Diese Rolle, davon sind 
westliche Diplomaten in Hanoi überzeugt, 
hätten die Chinesen wohl noch längere Zeit 
weiterspielen können, wäre die vietnamesi-
sche Regierung nicht auf eine Machtprobe mit 
Peking aus gewesen.
Der Generalsekretär der kommunistischen 
Partei Vietnams, Xuan Thuy, versucht denn 
auch den Spieß umzudrehen. In einem Inter-

view mit der Vie 20tnam News Agency ) be-
hauptet er, daß der Exodus der Chinesen von 
Peking initiiert worden sei. Von dort sei das 
Gerücht von einem bevorstehenden großen 
Krieg verbreitet worden, in dem China an der 
Seite Kambodschas kämpfen werde. Vize- 
Premier Nguyen Duy Trinh erklärte, daß die 
„socialist transformation" in Südvietnam zu 
Sabotageakten seitens der Chinesen geführt 
habe21). Im Interesse des Allgemeinwohles 
habe die Regierung nicht länger zusehen kön-
nen. Hanoi habe zu keiner Zeit Kapitalisten 
bestraft, sondern nur erwartet, daß sie sich 
ihrer Fehler besonnen und entsprechende 
Konsequenzen zögen.

20) Vietnam Bulletin, Mai 1978.
21) Ebd.
K) Far Eastern Economic Review, 28. 7. 1978, S. 24.
23) Hu Hsien-chin, The Common Descent Group 
in China and its Functions, New York 1948, 
S. 97.
24) Bradel!, Statistics of the British Possessions in 
the Straits of Malacca, Penang 1861, Tab 1.

25) J. Ee, Chinese Migration to Singapore, in:
Journal of the Straits Branch of the Royal Asiatic 
Society, Jg. 2, Heft 1, S. 50.

Man mag den vietnamesischen Behörden ger-
ne glauben, daß die Chinesen in dem schwie-
rigen Wiederaufbau der vietnamesischen 
Wirtschaft wenig kooperationsbereit waren. 
Eine striktere Kontrolle der chinesischen Ak-
tivitäten war demzufolge eine zwingende 
Notwendigkeit. Es verbreiten sich allerdings 
auch Gerüchte, daß die Regierung in Hanoi 
eine Säuberungswelle für angebracht hielt, 
um eine potentielle „Fünfte Kolonne" zu Pe-
kings Gunsten im Keim zu ersticke
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n, und 
möglicherweise dazu von Moskau ermutigt 
wurde ).

Die Chinesen in Malaysia und Singapur

Bereits vor der Gründung des Sultanats Ma- 
lacca (15. Jahrh.) legten chinesische Han-
delsschiffe in diesem größten Hafen Südost-
asiens an. Als das Sultanat 1511 an die Portu-
giesen fiel, waren nicht nur stabile Geschäfts-
verbindungen etabliert, sondern auch politi-
sche Beziehungen auf der Ebene von Sonder-
botschaftern. Die Chinese Community war 
noch recht bescheiden. Als die Holländer 
1644 die Portugiesen aus Malacca vertrieben, 
registrierten sie 400 Chinesen23 ). Wie in In-
donesien, so förderten sie auch in Malacca 
die Ansiedlung von chinesischen Arbeitskräf-
ten und Geschäftsleuten, und um 1750 hatte 
sic 24h deren Zahl mehr als verfünffacht ).  
Doch die großen Einwanderungswellen kamen 

nach der Gründung der britischen Settlements 
in Penang (1786) und Singapur (1819) und er-
reichten ihren Höhepunkt um 1874, mit jährli-
chen Quoten von mehreren Zehntausenden, 
als d

25
ie englische Herrschaft über Malaya 

(heute Malaysia) politisch gefestigt war ).
Die meisten Immigranten kamen als Kulis, um 
in einer traditionellen chinesischen Industrie, 
dem Zinnbergbau, tätig zu werden. Darüber 
hinaus fanden sie genügend Betätigungsberei-
che, die von den ausschließlich landwirt-
schaftlich orientierten Malaien nicht beachtet 
wurden. Die Fukien waren meist Bauern (mit 
Schwerpunkt auf Cash Crops), Reishändler 
und kleine Geschäftsleute, die Teochiu ver-
legten sich auf den Pfefferanbau (Malacca 
war das Zentrum des internationalen Gewürz-
handels) und den Einzelhandel in den Städten. 
Die Cantonesen bevorzugten das Bauhand-
werk, die Hakka waren Schmiede, Schneider 



und Schuhmacher, während die Hainanesen 
das Heer der Ve
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rkäufer und Dienerschaft 
stellten. Diese Struktur hat sich bis heute in 
Malaysia erhalten ).

Assimilation

Die ersten Siedler in Malaya waren keines-
falls abgeneigt, sich der eingeborenen Kultur 
anzugleichen. Allerdings setzte ihnen der Is-
lam, zu dieser Zeit bereits stärkste Religion 
in Malaya, gewisse Grenzen. Eine Mohamme-
danerin durfte keinen Nicht-Muslim heiraten, 
es sei denn, er war bereit zu konvertieren. So 
weit ging die chinesische Integrationsbereit-
schaft jedoch nicht. Doch fanden die’ Chine-
sen in der niederen Klasse der malaiischen 
Gesellschaft und unter javanesischen sowie 
balinesischen Einwanderern genug heiratswil-
lige Frauen. Aus diesen Mischheiraten sind 
die Baba hervorgegangen, die wiederum neue 
chinesische Einwanderer absorbierten und so 
eine nahezu eigenständige Rasse bildeten.
Auch die Chinesen in Malaya und Singapur 
folgten dem Trend zum Nationalismus, der 
sich mit dem Machtwechsel in China (Grün-
dung der Republik 1911) unter den Übersee-
chinesen ausbreitete. Soweit sie bereits in der 
malaiischen Gesellschaft aufgegangen waren, 
betonten sie nun ihre Chineseness. Fremdes 
Kulturgut übernahmen sie weitgehend nur 
noch von den Europäern. Je mehr chinesische 
Frauen nach Malaya kamen, desto chinesi-
scher wurden die Immigranten. Schließlich 
entsandte Peking einen Konsul nach Singapur 
(1877), der die Kommunikation zwischen Chi-
na und den Uberseechinesen verstärkte.

Chinesische Schulen schossen wie Pilze aus 
dem Boden. Unterrichtsmedium war Chine-
sisch, anfangs noch nach Dialekten aufge-
splittert, später immer häufiger Mandarin. 
Während der kurzen Zeit der Republik China 
waren die chinesischen Auslandsschulen Zen-
tren des chinesischen Nationalismus. Soweit 
überhaupt eine andere Sprache und fremder 
Einfluß geduldet wurden, so war es Englisch 
und westliche Wissenschaften. Die japanische 
Besatzung während des zweiten Weltkrieges 
und die brutalen Ausschreitungen gegen die 
Chinesen schweißten die Chinese Communi- 
ties nur noth enger zusammen, zumal sie un-
ter den Malaien wenig Rückhalt fanden.

26) Notes of the Chinese of Penang, in: Journal of 
the Indian Archipelago and Eastern Asia, Malay-
sia, Band 8, S. 1—3.

Nach der japanischen Kapitulation hofften 
die Chinesen ängstlich auf die Rückkehr der 
Engländer. Denn inzwischen sahen sie sich 
neuem politischen Druck ausgesetzt. Die jun-
gen Unabhängigkeitsbewegungen in Südost-
asien erinnerten sich nur zu genau an die enge 
Kooperation der Chinesen mit den Kolonial-
herren. Es waren die Nationalisten, die einer 
weiteren Assimilation der Chinesen einen 
Riegel vorschoben. Soweit Assimilationsbe-
wegungen entstanden, waren es gesetzliche 
Maßnahmen zur Zwangsintegration.
In keinem der Gastländer der Hua-chiao in 
Südostasien ist diese Integration von so vita-
lem Interesse wie in Malaysia, wo die Chine-
sen (34 Prozent der 14 Millionen Einwohner) 
kaum noch als Minderheit bezeichnet werden 
können. Premierminister Datuk Hussein Onn 
nannte die rassische Polarisierung in seinem 
dritten Malaysia-Plan, der 1976 verabschiedet 
wurde, „Malaysias Zeitbombe“. Um sie zu 
entschärfen, revidierte die Regierung Hussein 
Onn (seit 1976 im Amt) die Schulgesetze. 1982 
sollen alle Schulen in Malaysia in Bahasa 
Malaysia unterrichten, eine Zielsetzung, die 
von vielen Politikern als utopisch betrachtet 
wird, da diese Sprache noch längst nicht über 
ein ausreichendes Vokabular verfügt. Die chi-
nesischen Schulen sollen, wie bereits in der 
Education Act von 1961 festgelegt, schrittwei-
se nationalisiert 27 werden ). Malaiisch ist be-
reits neben Englisch die einzige Unterrichts-
sprache an den malaysischen Universitäten.
Die Chinesen leisten dieser Politik heftig Wi-
derstand. Sie befürchten, daß das Bildungser-
gebnis im Lande rückläufig sein werde, und 
daß Nicht-Malaien benachteiligt seien. Wenn 
schon eine integrierende Sprache eingeführt 
werden müsse, dann biete sich Englisch als 
die lingua franca an, wie bereits in Singapur 
praktiziert.
Nach dem Zensus von 1976 gibt es in Malay-
sia zur Zeit 1 017 chinesische Primarschulen 
(2 326 malaiische) und 38 Sekundarschulen 
(383 malaiische)28). Sie sind die Träger der 
chinesischen Kultur und Tradition, der Nähr-
boden der chinesischen Exklusivität. Es ist al-
lerdings fraglich, ob die Einführung einer Na-
tionalsprache, eine andere als Chinesisch, zu 
einer echten Assimilation führen wird. Wie 
die Baba bewiesen haben, die einen malai-
ischen Dialekt sprechen, ist die Sprache al-

27) Lim Kit Siang, Time Bombs in Malaysia, Se- 
remban/Malaysia 1978, S. 272 ff.
28) Information Malaysia 1975/76, Barita Publis-
hing, Kuala Lumpur, S. 321 f.



lein kein Hindernis für die trennende Chine-
seness. Viel härter würde es die Chinesen 
treffen, wenn das bildungspolitische „Weiß-
buch" von Professor Nik Abdul Rashid, dem 
stellvertretenden Dekan der juristischen Fa-

kultät der University Malaya, verwirklicht 
würde, das den kulturellen Pluralismus in 
Malaysia aufgehoben sehen möchte zugun-
sten einer integrierten Kult

29
ur, die sich an der 

malaiischen Tradition orientiert ).

Die Überseechinesen und Politik

Es wurde oft behauptet, daß die Überseechi-
nesen unpolitisch gewesen seien und ihr poli-
tisches Engagement erst in jüngster Zeit ent-
wickelt hätten, zu spät, um die Politik ihrer 
Gastländer noch zu ihren Gunsten zu beein-
flussen. Unpolitisch waren sie keinesfalls, wie 
dieser Abschnitt zeigen soll, wohl aber blieben 
sie auf das eigene enge Gesichtsfeld be-
schränkt.

Die soziale Struktur
Die Chinesen sind bekannt für ihre starken 
familiären Bindungen. Die Familie ist der Nu-
kleus ihres gesellschaftlichen Lebens. Die chi-
nesische Familie ist streng patriarchalisch or-
ganisiert, eine Macht, die nur durch die Clan- 
Gesetze aufgehoben wird. Die frühe Emigra-
tion folgte diesen Clan- und Familienbindun-
gen. In Malaysia können nicht selten ganze 
Dörfer ihre Abstammung auf denselben Vor-
fahren zurückführen, und vereinzelt bilden 
Clan-Gemeinschaften ganze Stadtteile. Die 
Familie war für die Einwanderer die einzige 
wirtschaftliche und soziale Sicherheit in dem 
fremden Land, Darüber hinaus fühlten sie sich 
ihrer Dialektgruppe verpflichtet.
Diese innere Abgrenzung bewahrte nicht nur 
die gruppenspezifische Tradition, die das ge-
samte religiöse und rituelle Leben umfaßte, 
sondern diente besonders während der frühen 
Emigration auch zu einem Rückhalt im Ur-
sprungsland, der „zweiten sozialen Verteidi-
gungslinie" 30 ), sollte das Emigrations-Aben-
teuer schiefgehen. Feindliche Zusammenstöße 
zwischen den Dialektgruppen waren keine 
Seltenheit in den Chinese Communities Ma-
laysias und Singapurs im 19. Jahrhun-
der 31t ).
Die ersten politischen Strukturen kristallisier-
ten sich aus den Chinese Associations heraus, 
die jede Gruppe für sich bildete. Diese waren 

zu Beginn mehr oder weniger Kommunikati-
onszirkel und nostalgische Reminiszenzen an 
die Heimat, entwickelten sich später aber zu 
Sozial- und Schutzgemeinschaften. Gewöhn-
lich wählten die Dialektgruppen reiche Ge-
schäftsleute an die Spitze der Associations, 
die für die-großen Geldsummen, die sie be-
reitstellten, sozialen und politischen Einfluß 
forderten. Auf diese Weise entwickelte sich 
die Sozialstruktur der Overseas Chinese in 
Malaysia und Singapur, eine Hierarchie, die 
sich ausschließlich am Reichtum mißt. Eine 
darüber hinausgehende soziale Klassifizie-
rung kennt die Unterteilung in die Klasse der 
Shang (Kaufleute, Händler, Pflanzer und Mi-
nenbesitzer) und der Kung (Handwerker, 
Künstler, Verkäufer, Büroangestellte, Lehrer 
und Kulis). Erst spät bildete sich eine intel-
lektuelle Schicht heraus, die in der traditio-
nellen Struktur der Chinesen in Malaysia und 
Singapur erst nach dem zweiten Weltkrieg in 
der Führer-Liga akzeptiert wurde.

Secret Societies und Triads
Die erste Form der Selbstregierung, die Wah-
rung von Recht und Ordnung in der Chinese 
Community, kam mit den Secret Societies, die 
besonders im 19. und frühen 20. Jahrhundert 
entstanden. Die lokalen Autoritäten, und so 
auch die Kolonialherren, waren mit dieser Lö-
sung recht einverstanden, die ihnen die Ver-
antwortung abnahm. Als Intermediär fungier-
te der Kapitan China, meist ein Abenteurer 
mit Ansehen und Reichtum. Die wohl schil-
lerndste Figur in Malaya war Yap Ah Loy, 
der im Auftrag des Sultans von Selangor und 
der Briten in der jungen Zinn-Minen-Stadt 
Kuala Lumpur um 1857 für Recht und Ord-
nung sorgte 32).

29) New Straits Times, 25. 7. 78, S. 5.
30) Murdock, Social Structure, New York 1965, 
S. 43.
31) Lat Pau, Singapur, 30. 10. 1889, S. 1; Singapore
Free Press, 21. 2. 1899, S. 2.

Es wird allgemein angenommen, daß die Se-
cret Societies ihren Ursprung in den Triads 
hatten, jenen religiös orientierten Sekten, die 
vor Jahrhunderten entlang des Yangtze- 
Flusses blühten und später zu den erbittert-
sten Gegnern der Ching-Dynastie zählten .
3) Yen Ching Hwang, The Overseas Chinese and 
the 1911 Revolution, Kuala Lumpur 1976, S. 11 f.



Die Secret Societies hatten von dort ihren 
violanten politischen Charakter geerbt und 
nach Malaya getragen, bis sie der Kolonial-
verwaltung zu mächtig wurden, die sie um 
1890 zu entmachten versuchte. Heute machen 
die Secret Societies in Malaysia und Singapur 
nur noch als Banden des organisierten Ver-
brechens von sich reden, wie nahezu alltäg-
lich Zeitungsmeldungen unterstreichen.

Die Hua-chiao und die Politik Chinas
Immer noch zurückhaltend in Bezug auf eine 
unmittelbare politische Rolle in ihren Gast-
ländern, konzentrierten sich die Überseechi-
nesen auf das Geschehen im Mutterland 
selbst. Dies ist um so verständlicher, als viele 
der Hua-chiao noch nicht von einem perma-
nenten Verbleib im Nanyang überzeugt wa-
ren. Wie viele Chinesen im Mutterland, so 
hatten auch die Überseechinesen ein Interes-
se daran, die ihnen wohlgesonnene Ming- 
Dynastie wieder auf den Thron zu setzen. Die 
Herrschaft der nomadischen Manchu (seit 

1644) über die genuinen Han-Chinesen hatte 
zu starken anti-Manchu-Bewegungen in China 
selbst und im Nanyang geführt. Als sich die 
ersten Revolutionsbewegungen um Dr. Sun 
Yat-sen scharten, die schließlich den erfolg-
reichen Sturz der Manchu und die Gründung 
der Republik (1911) bewirkten, waren die 
Überseechinesen die tragende Säule dieser 
Revolution. Sie gewährten die entscheidende 
finanzielle Hilfe und engagierten sich persön-
lich über die Tung Meng Hui (die vereinigte 
Liga) in Singapur und Malaysia. Führer der 
dortigen Chinese Communities waren darüber 
hinaus an der Planung der Revolution betei-
ligt.
Dieser einzige unmittelbare Beitrag der Hua- 
chiao zu dem politischen Geschehen im Mut-
terland sollte ihnen später wiederholt angela-
stet werden. Er rückte sie in das Licht einer 
potentiellen Fünften Kolonne Pekings, obwohl 
sie weder an der Koumintang-Revolution 
noch an der kommunistischen Machtübernah-
me einen An 34teil hatten ).

Die Chinesen in

Waren bisher die Chinese Chambers of Com- 
merce die Träger der internen Politik der 
Auslandschinesen, der Reichtum das einzige 
Symbol der Macht, so sah das 20. Jahrhundert 
chinesische Führer, die noch über andere 
Qualitäten verfügten. Sie hatten sich bewußt 
als politische Organisation in der Straits Chi-
nese British Association (Chinesen, die in 
Malaya und Singapur geboren waren) zusam-
mengefunden und waren vorwiegend Univer-
sitätsabsolventen mit englischer oder zwei-
sprachiger (englischer und chinesischer) Er-
ziehung* ). Zunehmend wurden sie zu Mitt-
lern zwischen den lokalen Autoritäten und 
der Chinese Community, oft sogar mit Sitz in 
kommunalen Gremien und als Berater malai-
ischer Körperschaften. Ihre Rolle festigte sich 
nach dem zweiten Weltkrieg. Es waren nahe-
zu ausschließlich Chinesen, die in Malaya 
und Singapur an der Seite der Briten gegen 
die japanische Invasion gekämpft hatten. 
Ausschließlich Chinesen bildeten die „Ma- 
layan People’s Anti-Japanese Army", die mit 
starken Guerilla-Einheiten hinter der Front 
und gemeinsam mit den Engländern die Be-
freiung Malayas versuchte.

33) Wyme, Triads and Tabut, Singapur 1941, S. 9.
34) Yen Ching Hwang, a. a. O., S. XVII—XXVI.
35) Somers Heidhues, a. a. O., S. 53 f.

der Politik Malaysias und Singapurs

Im Nachkriegsmalaysia waren die Straits Chi-
nese die Führer einer selbstbewußten, betont 
nationalistischen Chinese Community, die 
nach einem festen Platz in der Gesellschaft 
des Gastlandes suchte, nach einer permanen-
ten Rolle der Chinesen in der Politik. Der 
Zwang dazu ergab sich um so mehr, als es 
nach, dem Krieg wiederholt zu Zusammenstö-
ßen zwischen Chinesen und Malaien kam, die 
ihre Ursache in der Emergency (von der noch 
später die Rede sein soll) hatten, der versuch-
ten Machtübernahme durch die Communist 
Party of Malaya, die sich ausschließlich aus 
Chinesen rekrutierte.
Nach dem zweiten Weltkrieg erwachte in 
Südostasien der Nationalismus. Die Kolonien 
strebten nach ihrer Unabhängigkeit. In diese 
Zeit fällt auch die Gründung der ersten politi-
schen Parteien in Malaya. Die Briten began-
nen ihre Straits Settlements umzustrukturie-
ren, um sie auf die Unabhängigkeit vorzube-
reiten. Als neues Staatsgefüge schlugen sie 
eine Malayan Union vor, in der die Chinesen 
gleiche Rechte haben sollten, und die die 
Macht der Sultane einschränken sollte. Die-
sem Plan widersetzten sich die Malaien. Sie 
gründeten eine nationalistische malaiische 
Partei, die United Malays National Organisa- 
tions, UMNO, die mit den Briten über eine 



Gründung einer Malayan Federation verhan-
delte. Schließlich gaben die Engländer dem 
Druck der Nationalisten nach. Die Malayan 
Federation wurde 1948 Wirklichkeit, und da-
mit fiel die Einflußnahme über die Staatsbür-
gerschaft den Sultanen zu. Die Malaien er-
wirkten darüber hinaus den Ausschluß Singa-
purs aus der Föderation und verhinderten da-
durch eine chinesische Mehrheit.

Um jetzt politisch für die Chinesen zu retten, 
was noch zu retten war, formten die Chinesen 
die Malayan Chinese Association, bisher ein 
Sozialverein für zwangsumgesiedelte Chine-
sen (siehe Emergency), in eine politische Par-
tei um (1949). Die intellektuellen Führer der 
MCA waren sich bewußt, daß die zunehmen-
de rassistische Polarisierung zwischen Ma-
laien und Chinesen deren Chancen in Malaya 
auf lange Sicht beeinträchtigen werde. Sie 
suchten die Zusammenarbeit mit der UMNO. 
Ihr Gründer, Dato Onn, der Vater des heuti-
gen Premiers, scheiterte jedoch bei dem Ver-
such, die UMNO auch für Nicht-Malaien zu 
öffnen. Moderate malaiische Politiker setzten 
allerdings eine Allianz durch, die 1952 zum 
ersten Mal die Kommunalwahlen von Kuala 
Lumpur als UMNO-MCA-Einheitspartei aus-
focht. Später erweiterte sich die Allianz um 
den Malayan Indian Congress, MIC. Gemein-
sam verhandelten die drei malaysischen Ras-
sen nun mit den Briten über den Zeitpunkt 
der Unabhängigkeit.

Als Voraussetzung zur Gewährung der Un-
abhängigkeit verlangten die Briten allerdings, 
daß sich die drei Rassen über den politischen 
Proporz in einem selbständigen Malaya eini-
gen sollten. Unter anderem sollte den Chine-
sen die Staatsbürgerschaft eingeräumt wer-
den.

Nach dem Zensus von 1947 zählten die Chine-
sen 38 Prozent und die Malaien zusammen 
mit nicht-malaiischen eingeborenen Rassen 
knapp unter 50 Prozent. Wäre Singapur zu die-
sem Zeitpunkt in der Föderation gewesen, 
hätten die Chinesen die Majorität gehabt. In 
den ersten Bundeswahlen, noch vor Merdeka, 
dem Unabhängigkeitstag (1957), die die Eng-
länder zur Vorbereitung der Regierungsüber-
gabe 1955 abhielten, waren jedoch nur
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 11 
Prozent der Chinesen wahlberechtigt (und 84 
Prozent Malaien) ).  *

“36) David Lim, Economic Growth and Develop-
ment in West Malaysia 1947—1970, Kuala Lumpur 
o. J., Tabellen S. 53—56.

Die nicht-malaiischen Parteien erkauften sich 
schließlich ihre Bürgerrechte, indem sie be-
sonderen Privilegien für die Malaien, die Bu- 
miputras, die „Söhne des Landes", zustimm-
ten. Den Nicht-Malaien wurde auf der Grund-
lage des jus soli die Staatsbürgerschaft ge-
währt. Als Gegenleistung akzeptierten sie den 
Islam als Staatsreligion, die Beibehaltung der 
Sultane, das Vorrecht der Malaien bei der Po-
stenvergabe im Öffentlichen Dienst und bei 
der Landverteilung sowie zur gegebenen Zeit 
Malaiisch als Nationalsprache.

Politische Polarisierung

Mit diesem Kompromiß ging Malaysia am 
31. August 1957 in die Unabhängigkeit. Ein 
Kompromiß, von dem viele glauben, daß er 
die politische Polarisierung zwischen Chine-
sen und Malaien zementiert habe: ein Rollen-
spiel, das den Chinesen die wirtschaftliche 
Macht zuweist und den Malaien die politi-
sche. Und bis zum heutigen Tag konzentriert 
sich die politische Auseinandersetzung denn 
auch auf den Ausgleich im Rollenspiel. Radi-
kale malaiische Gruppen, vor allem die PI 
(auch PIMP), die Parti Islam, fordern eine 
stärkere Malaiisierung in allen Bereichen von 
Politik und Wirtschaft. Die inzwischen zahl-
reichen chinesischen Parteien in der Opposi-
tion (26 sind registriert), vor allem die Demo- 
cratic Action Party, DAP, als stärkste opposi-
tionelle Gruppe, wollen den politischen Ein-
fluß der Chinesen vermehrt wissen, ohne al-
lerdings auf einen Teil ihres wirtschaftlichen 
Imperiums zu verzichten. Dieser Ausgleich 
muß dringend herbeigeführt werden, will man 
eine Wiederholung der Rassenpogrome vom 
Mai 1969 vermeiden, als Malaien und Chine-
sen sich blutige Straßenschlachten lieferten, 
die auf beiden Seiten Millionenschäden an 
Sachwerten, zahlreiche Tote und Verletzte 
zurückließen.

Die Malaien sind jedoch zurückhaltend, wenn 
es um die Stärkung des politischen Einflusses 
der Chinesen geht. Die Bedrohung ihrer Vor-
machtstellung während der kurzen Periode, 
als Singapur (1957 Mitglied des Staatenbun-
des) mit der progressiven Peoples Action Par-
ty, PAP, in die Wahlen von 1964 marschierte, 
ist noch zu gut in Erinnerung und führte 
letztlich 1965 zum erneuten Ausschluß Singa-
purs aus dem Staatenbund Malaysia. Zum an-



deren hegen die Malaien ein tiefes Mißtrauen 
gegen die politischen Intentionen der Chine-
sen. In den Augen vieler Malaien sind die 
Chinesen immer noch die potentielle Fünfte 
Kolonne des kommunistischen China. Es wa-
ren Chinesen, die 1930 die Communist Party 
of Malaya, CPM, gründeten, die 1948 mit rund 
5 000 Mann unter Waffen und weiteren 20 000 
Min Yuen, sogenannten sympathisierenden 
Hilfstruppen, die kommunistische Machtüber-
nahme in Malaya versuchte, die erst 1960 
nach der 12jährigen Emergency gebrochen 
werden konnte. Noch heute verbergen sich in 
den Grenzdschungeln zwischen Thailand und 
Malaysia schätzungsweise 3 000 kommunisti-
sche Guerillas, überwiegend Chinesen, die 
starke thai-malaysische Combined Forces bin-
den. In Anbetracht der Tatsache, daß die mei-
sten der chinesischen Oppositionsparteien 
deutliche Linkstendenzen zeigen, sich zumin-
dest sozialistisch nennen, ist das Mißtrauen 
der Malaien verständlich, wenn auch über-
trieben.

Die moderaten chinesischen Politiker, durch 
MCA und Gerekan in der Barisan Nasional 
vertreten, der Nationalen Front, die inzwi-
schen als Nachfolger der Allianz auf neun 
Parteien angewachsen ist, bemühen sich denn 
auch mehr, den Status quo der Chinesen in 
der Politik zu wahren. Die Wahlen von 1978 
haben der Barisan, und damit den bedächti-
gen Politikern eine überzeugende Mehrheit 
gegeben, ein Zweidrittelmandat für die rassi-
sche Einheit. Die ländlichen Chinesen und die 
niederen Einkommensgruppen der Chinese 
Community haben allerdings bewiesen, daß 
sie in der Lage sind, die rassische Polarisie-
rung zu verschärfen. Sie waren es vor allem, 
die den mehr städtisch ausgerichteten Chine-
sen in der Barisan, die mehr eine Interessen-
vertretung der chinesischen Geschäftsleute 
sind, 'eine Absage erteilten. Der oppositionel-
len DAP halfen sie mit 16 Sitzen ins Bundes-
parlament (1974 nur 9), während die MCA bei 
17 Abgeordneten einen Verlust von 3 Manda-
ten gegenüber 1974 hinnehmen mußte.

Nach dem offiziellen Zensus von 1975 zählen 
die Malaien 53 Prozent, die Chinesen 34 Pro-
zent und die Inder 11 Prozent, während der 
Rest auf sonstige Rassen entfällt. Betrachtet 
man dagegen den wirtschaftlichen Einfluß der 
Rassen in Malaysia, so wird die Bevölke-
rungsstatistik auf den Kopf gestellt. Zwischen 
27 und 28 Prozent der Wirtschaft werden von 
den Chinesen beherrscht, rund 8 Prozent von 
den Malaien und 54,9 Prozent von Auslän-
dern37 ). Niemand sollte von diesem Ergebnis 
überrascht sein, am wenigsten die Gastländer 
des „Dritten China“. Oft mit den Juden in Eu-
ropa verglichen, haben sich die Chinesen 
jene Einkommensquellen ausgesucht, die ent-
weder von den eingeborenen Rassen nicht 
wahrgenommen wurden, oder sie entwickelten 
mit der ihnen eigenen Cleverness jene Berei-
che, die ihnen ausdrücklich zugewiesen wur-
den. Durch Gesetze vor allem auf urbane Re-
gionen verwiesen, da der traditionelle In-
stinkt der genuinen Rassen die Landwirt-
schaft vor ihnen zu schützen versuchte, über- 
nahmen sie den Handel und das Handwerk, 
letzteres später in die Industrie überleitend.

37) Far Eastern Economic Review, 16. 6. 78, S. 21.

Die Kolonialepoche half ihnen wirtschaftlich 
weiter auf die Beine. Der Rohstoffhandel, der

Die Hua-Chiao als Wirtschaftsmacht

in der Mitte des 19. Jahrhunderts zu blühen 
begann, war für die eingeborenen Rassen ein 
Feld, das zu beherrschen sie weder die Erfah-
rung hatten, noch die nötigen Verbindungen. 
Die chinesische Clan-Gesellschaft verfügte 
über beide. Und schließlich — um das Kind 
beim Namen zu nennen — zogen die eingebo-
renen Rassen, teilweise bis heute, ein Leben 
der Subsistenz-Wirtschaft einem profitorien-
tierten Engagement vor.

Als die Kolonialherren Monopol-Lizenzen für 
Im- und Export vergaben, waren es die Chine-
sen, die über ihre Familienbande die Geldmit-
tel aufbringen konnten. In Malaysia be-
herrschten sie bald den Kautschuk-Handel 
und die Gummipflanzungen, den Zinnabbau, 
seine Verarbeitung und den Export. Als land-
wirtschaftliche Exporte nach Europa gefragt 
waren, finanzierten die Chinesen die ex-
portorientierte Produktivitätssteigerung und 
brachten als Geldverleiher so auch weite Be-
reiche der Landwirtschaft in ihre Gewalt. Be-
reits vor dem zweiten Weltkrieg rangierte die 
chinesische Wirtschaftsmacht in Südostasien 
unmittelbar hinter der europäischen.

Singapur, 1819 von den Engländern aus einem 
malaiischen Dorf gegründet und von Chine-



sen besiedelt, wurde zum Umschlaghafen des 
chinesischen Wirtschafts-Imperiums im Nan-
yang und ist es mit seiner chinesischen Mehr-
heit von 75 Prozent bis heute geblieben. Hier 
etablierte sich der Geldmarkt der Region, der 
heute in der Lage ist, selbst Regierungskredi-
te zu gewähren.

Als sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts und 
verstärkt nach dem zweiten Weltkrieg die 
Wirtschaftsstruktur in Südostasien änderte 
und Europa nach Investitionsmöglichkeiten 
suchte, nach billiger Arbeitskraft, um kosten-
günstig zu produzieren, war es wiederum Sin-
gapur mit seiner strategisch günstigen Lage 
als Hafen, das den Löwenanteil des Geschäf-
tes an sich zog, nicht zuletzt auch wegen der 
begrüßenswerten Zuverlässigkeit der Chine-
sen als Partner. Heute beherrschen die Hua- 
chiao in Südostasien mit einer Gesamtinvesti-
tion von 16 Milliarden US-Dollar nach den 
Auslandsinvestitionen den Markt in Südost-
asien, den Expo 38rt und den Import ).

Es wird heute immer schwieriger, exakte Zah-
len über das Wirtschaftsengagement der Chi-
nesen in der Region zu erhalten. Nichts wird 
als größeres Geheimnis gehütet als das Ge-
schäft. Wohl aus Gründen der politischen Bri-
sanz werden immer seltener Statistiken über 
die Verteilung des Reichtums veröffentlicht. 
Ältere Zahlen aus Malaya deuten allerdings 
die Proportionen an. 1947 waren 57 Prozent 
der Malaien in der Landwirtschaft tätig, fast 
ausschließlich in Subsistenz-Betrieben, aber 
nur 30 Prozent der Chinesen, und dies dann 
in export- oder handelsorientierten Betrieben. 
Im Zinnbau dominierten die Chinesen mit 70 
Prozent (Malaien 19), in der Verwaltung da-
gegen hatten die Malaien mit 54 Prozent die 
Mehrheit gegenüber 11 Prozent Chinesen. 
Eine Einkommensstatistik von 1957 nennt für 
die Malaien ein Per Capita-Einkommen von 
1 150 Malaysischen Dollar und für die Chine-
sen 1 950 per annum 39).

38) Asiaweek, 19.5. 78, S. 32.
39) David Lim, Economic Growth and Develop-
ment in West Malaysia, Kuala Lumpur, o. J., 
S. 53 ff.

40) E + Z, Malaysias Zeitbombe, Deutsche Stif-
tung für internationale Entwicklung, Heft 12/76, 
S. 20 f.
41) E + Z, Armut ist eine Rassenfrage, Heft 7/78, 
S.8f.

New Economic Policy

Es bedarf keiner Diskussion, um den Spreng-
stoff hinter diesem Ungleichgewicht bei der 
Verteilung des Wohlstandes zu sehen. Dies 

besonders dann., wenn Armut mit der ethni-
schen Identität einhergeht. Mehr als 65 Pro-
zent der Malaien leben unterhalb der von der 
Regierung festgelegten Armutsgrenze — 250 
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Malaysische Dollar Familieneinkommen im 
Monat bei durchschnittlich sechs Personen —, 
in den ländlichen Gebieten sind es gar 89 
Prozent der Malaien ).

Die Barisan Nasional hat sich darum 1970 auf 
die New Economic Policy geeinigt. Ihr sozia-
les und wirtschaftliches Ziel ist die Umstruk-
turierung des Reichstums. Bis 1990 sollen die 
Malaien mit mindestens 30 Prozent an den 
privaten Investitionen beteiligt sein (1975 nur 
7,8 Prozent). Das wichtigste Werkzeug ist die 
Industrial Coordination Act von 1976. Dieses 
Gesetz zwingt alle privaten nicht-malaiischen 
Investoren, 30 Prozent ihres incorporierten 
Kapitals für Bumiputras zu reservieren, sie im 
gleichen Umfang am Management und allge-
meinen Arbeitskräftemarkt zu beteiligen. Eine 
harte Restriktion für die Chinesen, die aus 
der Tradition heraus ihre wirtschaftliche Ei-
genbrötelei beibehalten wollen41 ). Mit dem 
malaiischen Partner in der Geschäftsleitung 
werden die internationalen Verflechtungen 
der Hua-chiao durchsichtig und ihre Ge-
schäftsmonopole anfällig.

Die Chinesen haben zunächst mit einem spür-
baren Rückgang ihrer Investitionsbereitschaft 
reagiert und nicht unerhebliche Beträge ins 
Ausland geschafft. Dies stellt jedoch den Er-
folg der New Economic Policy in Frage, die 
fairerweise nicht auf einer Umverteilung des 
existierenden Kapitalvolumens besteht, son-
dern die Angleichung auf das zukünftige 
Wachstum aufbaut.

Wollen die Chinesen in Malaysia nicht lang-
fristig noch schärfere Restriktionen heraufbe-
schwören, wobei man an ein Verbot des Ka-
pitaltransfers ins Ausland denken könnte, 
müssen sie sich schleunigst zumindest wirt-
schaftlich integrieren. Sie werden einen Teil 
ihrer Chineseness aufgeben müssen und be-
greifen, daß ihr Vorsprung an Kapital, know- 
how und ihr Zugang zum Weltmarkt Allge-
meingut der Nation werden müssen, deren 
Staatsbürgerschaft sie tragen und deren poli-
tischen Schutz sie beanspruchen.



Die Überseechinesen und Mutterland China

Die Politik Chinas gegenüber den Uberseechi-
nesen wechselte durch die Jahrhunderte mit 
den verschiedenen Regierungen und kann 
kaum als echte Einflußnahme betrachtet wer-
den, eher als ein Versuch, das in Asien so 
wichtige Gesicht zu wahren. Für die Man- 
chu (Ching)-Dynastie waren die Emigranten 
Verräter am Mutterland. Gesetze verboten die 
Auswanderung. Diese Haltung änderte sich 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts, als China 
sein Interesse am Handel mit Europa entdeck-
te. Die europäischen Kolonialmächte wieder-
um waren an billiger chinesischer Arbeits-
kraft in ihren südostasiatischen Kolonien in-
teressiert. Sie machten gelegentlich die Ak-
kreditierung eines chinesischen Konsuls von 
der Emigrationserlaubnis abhängig.

In den kommenden Jahren wurde die wirt-
schaftliche Prosperität des „Dritten China“ al-
lerdings zu einer bedeutenden Einnahmequel-
le Pekings. Viele Emigranten blieben nur für 
einige Jahre in Übersee und kehrten dann mit 
einem finanziellen Polster zurück. Andere, die 
ihre Familie in der Heimat zurückgelassen 
hatten, schickten regelmäßig Geld, das die 
Wirtschaft der Ursprungsprovinzen belebte. 
Besonders die Koumintang, nachdem sie an 
die Macht gekommen waren (1927), wußten 
den Devisenfluß zu schätzen, auf den sie ihre 
Revolution aufzubauen gedachten.

Zwischen 1914 und 1930 betrug der jährliche 
Transfer ins Mutterland nach zuverlässigen 
Schätzungen rund 200 Millionen Chinesische 
Dollar, 1930 bis 1936 gar 300 Millionen. Zwi-
schen 1934 und 1936 bedeutete dies einen Bei-
trag zwischen 49 und 129 Prozent zu
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r Dek- 
kung des chinesischen Außenhandels- 
Defizits ).

Auch das kommunistische China war nicht 
weniger an dem Devisenfluß interessiert. Al-
lerdings kämpfte es ständig mit ideologischen 
Hürden, um im sozialistischen Mutterland 
nicht in den Verruf zu kommen, eine Zwei-
klassengesellschaft des Profites wegen zu för-
dern. Chun-hsi Wu, in seinem Buch „Dollars, 
Dependents and Dogma“, schätzt den Transfer 
von 1964 auf 45 Millionen US-Dollar, davon 

allein 15 Millionen aus Hongkong. Während 
diese Summe unmittelbar in die Kontrolle des 
Staates gelangt (Handel und Investitionen der 
Hua-chiao mit und in China), erhalten Ange-
hörige von Überseechinesen nochmals rund 
15 Millionen US-Dollar. Zu allen Zeiten wa-
ren die Chinesen in Malaysia und Singapur 
die wichtigsten Geldgeber.

Kompliziert ist die Entwicklung der Staats-
bürgerschaftsgesetze. 1909 revidierte die 
Ching-Dynastie ihre starre Haltung gegen-
über den Emigranten und akzeptierte sie als 
geschichtliche Tatsache. Sie bestand aller-
dings auf dem jus sanguinis, das alle Chine-
sen in Ubersee, auch die dort geborenen, zu 
chinesischen .Subjekten' machte. Die Koumin-
tang ließen schließlich eine Doppel-Staats-
bürgerschaft gelten. Dies führte zu Konflikten 
mit solchen Gastländern, die das jus soli 
praktizierten und in ihren Grenzen geborenen 
Chinesen volle Bürgerrechte gewährten. Chou 
En-lai, anläßlich eines Besuches in Burma 
(1954), deutete schließlich an, daß Peking auf 
der Basis von bilateralen Abkommen bereit 
sei, das jus sanguinis fallenzulassen. 1956 mo-
difizierte Chou En-lai diese Haltung unter 
Verweis auf Malaysia und Singapur, und ge-
stand zu, daß alle Überseechinesen, die frei-
willig eine fremde Staatsbürgerschaft annäh-
men, von Peking nicht mehr als chinesische 
Bürger betrachtet würden. Aus China selbst 
stammt die Schätzung aus dem Jahr 1960, 
nach der 40 Prozent der ethnischen Chinesen 
in Übersee noch immer Untertanen Pekings 
seien. An diese richtete Chou En-lai die Mah-
nung, die Gesetze und Kultur ihrer Gastlän-
der zu respektieren. Mischehen wurden nicht 
ausgeschlossen, eine Assimilation lehnte 
Chou En-lai allerdings ab. Chinesische Staats-
bürger in Übersee sollten sich nicht politisch 
betätigen, sondern ins Mutterland zurückkeh-
ren, wenn si 43e dies wollten ).

Ob nun China in Anbetracht der Vorfälle in 
Vietnam erneut seine Haltung ändern möchte, 
bleibt abzuwarten. Dies ist jedoch unwahr-
scheinlich, bewertet man den vietnamesisch-
chinesischen Konflikt als das, was er ist: eine 
spezifische Ausnahme mit lokalem Charakter.

43) Somers Heidhues, a. a. O., S. 87 ff.
42) Chun-hsi Wu, Dollars, Dependents and Dogma, 
The Hoover Institution, 1967.



Heinz Brahm, Hans-Hermann Höhmann, Christian Meier: Sowjetische Politik 
heute. Probleme und Alternativen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40/78, S. 3—13

Das Verhältnis der UdSSR zum Westen ist bestimmt von ihrem Selbstverständnis als 
Weltmacht wie auch von ihrem innen- und wirtschaftspolitischen Zustand. Dies wurde 
deutlich auf dem Belgrader KSZE-Folgetreffen und im Verlauf der Diskussionen um ein 
neues SALT-Abkommen sowie im Zusammenhang der MBFR-Verhandlungen.
Die vorliegende Studie unternimmt den Versuch einer Bestandsaufnahme sowjetischer 
Politik, die zugleich Einsichten in ihre Probleme und Alternativen eröffnen soll. Die 
Autoren fassen damit eine Reihe von Untersuchungen zusammen, die am Bundesinstitut 
für ostwissenschaftliche und internationale Studien zu diesem Themenbereich erstellt 
werden.
Lage und Entwicklungstendenzen der sowjetischen Wirtschaft sind durch enger werdende 
Wachstumsgrenzen gekennzeichnet. Das Wachstumstempo der UdSSR hebt sich gegen-
wärtig nicht sehr von dem der meisten westlichen Industrieländer ab. Für die Zukunft 
stehen vor allem die zunehmende Knappheit an Arbeitskräften und die anhaltenden 
Schwierigkeiten, die Produktivität der Gesamtwirtschaft zu steigern, einer zügigen wirt-
schaftlichen Expansion im Wege. Eine umfassende Wirtschaftsreform ist nicht in Sicht. 
Der enge Reformspielraum beeinträchtigt nicht nur Wachstum und Effizienz der Wirt-
schaft. Er bedeutet auch, daß von der Wirtschaft gegenwärtig keine starken Impulse 
für eine gesellschaftlich-politische Reform zu erwarten sind. Der Struktur- und system-
bedingte Konservatismus der sowjetischen Wirtschaftspolitik wirkt zugleich als konser-
vierendes Element einer autoritären politischen und gesellschaftlichen Ordnung.
Die sowjetische Führung bemüht sich vorrangig, die politische, militärische, wirtschaft-
liche und ideologische Integration der sozialistischen Staaten Osteuropas zu vertiefen. 
Dabei sind gleichermaßen integrationsfördernde und integrationshemmende Faktoren zu 
registrieren. Im Verhältnis zu den USA, dem Hauptkontrahenten in der Weltpolitik, hält 
die Stagnationsperiode seit 1975 an. Zusätzliche Belastungen erwachsen aus den Kontro-
versen um die Durchsetzung der Menschenrechte und dem Abschluß eines SALT-II-Ab- 
kommens. Trotz intensiver Entspannungsrhetorik lassen die sowjetischen Positionen im 
bi- und multilateralen Dialog mit den westlichen Staaten wenig Kompromißbereitschaft 
erkennen. Die militärische Überlegenheit des Warschauer Paktes in Mitteleuropa erhöht 
sich weiter. Die Risikobereitschaft ist beträchtlich bei der Einflußnahme auf die natio-
nalen Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt und bei der politisch-militärischen Ein-
mischung in Konflikte dieser Region. Die sowjetisch-chinesischen Beziehungen bleiben 
auch in der Nach-Mao-Ära so gespannt wie bisher.

Jürgen Dauth: Das „Dritte China“. Die chinesischen Minderheiten in Südostasien

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40/78, S. 15—29

Vietnams Vorgehen gegen die chinesische Minderheit hat im Frühjahr 1978 erneut die 
Aufmerksamkeit auf die Rolle der Übersee-Chinesen in Südostasien gelenkt. In allen 
Gastländern des sogenannten „Dritten China“ stellt man sich die bange Frage, ob die 
chinesischen Minderheiten eine „Fünfte Kolonne“ Pekings werden könnten oder ob 
sie schließlich doch noch Integrationsbereitschaft zeigen werden. Seit den chinesischen 
Emigrationswellen Mitte des vorigen und zu Beginn dieses Jahrhunderts erregte ihr 
rassischer, kultureller und politischer Chauvinismus die Aggressionen ihrer Gastgeber. 
Obwohl sie heute in den meisten Ländern Südostasiens Staatsbürgerrechte genießen, 
bilden sie nach wie vor eine in sich abgeschlossene Gemeinschaft, die die wahre wirt-
schaftliche Macht in der Region darstellt. Die engen Clan-Verbindungen der rund 14,6 Mil-
lionen Chinesen in Südostasien haben ein dicht verflochtenes Wirtschaftsimperium auf-
gebaut. In den meisten Gastländern, so in Thailand, Malaysia, Indonesien, den Philippi-
nen und bis vor kurzem auch in den Indochinastaaten, beherrschen sie vitale Wirtschafts-
zweige. Politisch verhalten sie sich weitgehend abstinent, stellen jedoch in Malaysia 
auch den Kern der illegalen kommunistischen Partei. Weitreichende gesetzliche Restrik-
tionen sollen ihren wirtschaftlichen Einfluß einschränken, was jedoch nur teilweise ge-
lingt. Die mangelnde Integrationsbereitschaft der chinesischen Einwanderer führte wie-
derholt zu Rassenpogromen. Der politische Friede unter den Völkern Südostasiens und 
den chinesischen Immigranten wird in der Zukunft weitgehend davon abhängen, ob die 
Chinesen bereit sind, sich in ihren Gastländern wirklich zu integrieren.
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